
Vorarlberger Landtag. 
 
9. Sitzung 
 
am 14. September 1903 
 
unter dem Vorsitze des Herrn Landeshauptmannes Adolf Rhomberg. 
 
-------------- 
 
Gegenwärtig 21 Abgeordnete. - Abwesend die Herren: Hochwst. Bischof Dr. 
Zobl, 
Johann Köhler und Jos. Ant. Hirschbühl. 
 
Regierungsvertreter: 
 
Herr k. k. Statthaltereirat Levin Graf Schaffgotsch. 
 
Beginn der Sitzung 11 Uhr 10 Minuten vormittags. 
 
Landeshauptmann: Ich erkläre die heutige 
Sitzung für eröffnet und ersuche um Verlesung des 
Protokolles der letzten Sitzung. 
 
(Sekretär verliest dasselbe.) 
 
Wird von irgend einer Seite gegen die Fassung 
des Protokolles eine Einwendung erhoben? - 
 
Da dies nicht der Fall ist, betrachte ich dasselbe 
für genehmigt. 
 
Es sind mir zwei Einlaufstücke zugekommen. 
Das eine ist eine neuerliche Petition der Gemeinde 
Doren. Diese bittet nämlich für den Fall, daß 
die Straße Doren-Sulzberg nicht sobald zustandekommen 
sollte, um einen Beitrag zu den Erstellungskosten  
 
der sogenannten Schnoran-Straße, welche 
von Kirchdorf-Doren zur Käsereischule hinüber führt, 
und für welche ein Projekt bereits ausgearbeitet ist. 
Überreicht ist diese Petition durch den Herrn Abg. 
Jodok Fink. Desgleichen ist eine sehr detaillierte 
und eingehende Petition der Gemeinde Fußach in 
Angelegenheit der dortigen, bereits seit mehreren 
Jahren schwebenden Trinkwasserkalamität eingelaufen. 
Es wurde schon am 10. Juli 1901 ein Gesuch der 
Gemeinde Fußach in Angelegenheit der Trink- und 
Nutzwasserversorgung an die k. k. Statthalterei 
seitens des Landes-Ausschusses unterm 11. August 
1901 wärmstens befürwortet. Nachdem nun eine 
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ganz ungenügende Erledigung eingetroffen ist, welche 
die Gemeinde Fußach in keiner Weise befriedigen 
kann, und welche es derselben nicht ermöglicht, die 
Trink- und Nutzwasserversorgung durchzuführen, 



ersucht dieselbe neuerlich um eine Unterstützung und 
eine Vorstellung bei der k. k. Regierung. Eingebracht 
ist diese Petition durch Herrn Abg. Dr. Schneider. 
 
Ich glaube, wir könnten beide Gegenstände in 
kurzem Wege dem landwirtschaftlichen Ausschusse 
zuweisen. Wird dagegen eine Einwendung erhoben? 
 
Es ist dies nicht der Fall. 
 
Desgleichen habe ich dem hohen Hause die Mitteilung 
zu machen, daß bezüglich der bei verschiedenen 
Besprechungen des jährlich vorliegenden 
Rechenschaftsberichtes des Landes-Ausschusses von 
Herrn Abg. Dr. Waibel urgierten baldigen Herausgabe 
eines Generalindexes zum Landes-Gesetz- und 
Verordnungsblatts in diesem Sinne seitens des 
Landes Ausschusses bei best. k. Statthalterei wiederholt 
vorgesprochen wurde. Nach langer Zeit ist 
nun endlich am 5. September l. J. eine Erledigung 
eingetroffen, worin mitgeteilt wird, daß der Generalindex 
zum Landes-Gesetz- und Verordnungsblatte 
vom Jahre 1866 bis 1900 vollständig fertiggestellt 
und der Wagnerischen Universitätsbuchhandlung zum 
Vertriebe im Kommissionswege übergeben wurde. 
Somit ist diese Angelegenheit in günstiger Weise 
erledigt. 
 
Herr Abg. Köhler hat sich für die heutige 
Sitzung entschuldigen lassen, Herr Abg. Dr. Waibel 
hat vor Übergang zur Tagesordnung um das Wort 
gebeten, welches ich ihm hiemit erteile. 
 
Dr. Waibel: Hohes Haus! Es ist dem Landtage 
bei seinem Zusammentritte ein umfangreiches 
Gesetz vorgelegt worden, nämlich das Jagdgesetz. 
Es scheint dieses die Bestimmung zu haben, an 
Stelle des seit dem Jahre 1895 in Geltung stehenden 
Jagdgesetzes zu treten; es wäre aber meines 
Erachtens doch für alle diejenigen, welche an den 
Verhandlungen bezüglich dieses Gesetzes teilnahmen, 
von Interesse, zu erfahren, was den Landes-Ausschuß 
veranlaßt hat, diese Vorlage zu machen und vom 
bestehenden Gesetze abzugehen, die Motive und die 
Erfahrungen kennen zu lernen, die den Landes- 
Ausschuß bewogen haben, das Gesetz für untauglich 
zu erklären; es pflegt ja bei allen größeren Arbeiten 
und Gesetzesvorschlägen ein Motivenbericht voran- 
 
geschickt zu werden. Als wir im Jahre 1892 das 
bestehende Gesetz in Verhandlung hatten, wurden 
dem Entwurfe zwei Motivenberichte, ein Hauptbericht 
und ein Nachtragsbericht, beigegeben. Ich glaube, 
im Interesse aller zu handeln, wenn ich an den 
Herrn Landeshauptmann die Bitte richte, es möchte 
diesem Gesetzentwürfe noch nachträglich ein solcher 
Motivenbericht beigegeben werden. 
 
Landeshauptmann: Ich werde diese Angelegenheit 
mit dem Herrn Referenten Abg. Jodok 



Fink besprechen und dann das Weitere veranlassen. 
 
Wir kommen nun zur Tagesordnung. Auf derselben 
steht als erster Punkt Note der k.k. Statthalterei 
wegen Übernahme uneinbringlicher 
Verpflegskosten von in türkischen 
Privatspitälern untergebrachten Vorarlbergern 
auf den Landesfond. Ich ersuche 
um einen Antrag betreffs der formellen Behandlung 
dieses Gegenstandes. 
 
Jodok Fink: Ich beantrage, daß dieser 
Gegenstand dem Finanzausschüsse zur Vorberatung 
und Berichterstattung zugewiesen werde. 
 
Landeshauptmann: Wird gegen die Zuweisung 
dieses Gegenstandes an den Finanzausschuß 
eine Einwendung erhoben? 
 
Es ist dies nicht der Fall, somit wird die Zuweisung 
in diesem Sinne erfolgen. 
 
Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist 
der Bericht des Landes-Ausschusses über 
den Gesetzentwurf betreffend den Schutz 
des Edelweiß. Referent ist in dieser Angelegenheit 
der Herr Abg. Turnher, ich ersuche denselben, 
das Wort zu ergreifen. 
 
Thurnher: In § 1 des im vorigen Jahre 
angenommenen Gesetzentwurfes betreffend den Schutz 
der Edelweißpflanze wurde der Schutz auf die wildwachsenden 
Pflanzen eingeschränkt, um den Verkehr 
mit den im Wege der Gartenkultur gezogenen 
Edelweißpflanzen nicht auszuschließen, sondern denselben 
zu ermöglichen. Nun hat die Regierung 
mit Recht auf den Mangel einer Bestimmung im 
Gesetze bezüglich der Kontrolle der Provenienz der 
künstlich gezogenen Pflanzen aufmerksam gemacht. 
Es hätte zwar für die Regierung einen Ausweg 
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gegeben, das Gesetz dennoch der Sanktion zuzuführen, 
 sie hätte nämlich für diese Fälle die 
Kontrolle im Verordnungswege den k. k. Bezirkshauptmannschaften 
übertragen können. Den Besitzern 
von Anlagen für künstliche Züchtung wäre aber 
dadurch eine bedeutende Erschwerung des Verkaufes 
der Edelweißpflanzen verursacht worden. Es erscheint 
angemessener, daß die Provenienzkontrolle den 
Gemeinden überwiesen werde, und das kann nach 
Anschauung der Regierung nur durch ein Gesetz 
geschehen, weil sie meint, die Gemeinden klagen 
ohnedies genug, daß ihnen so viele Arbeiten aufgebürdet 
werden, weshalb die Regierung eine solche 
Übertragung nicht im Verordnungswege, sondern 
durch ein Gesetz festgestellt missen will. Der Gesetzentwurf 



wurde daher gleichsam mit unserem Einverständnisse 
der Sanktion nicht zugeführt, um 
diese Lücke auszufüllen. Dies ist nun geschehen, 
und ich erhebe namens des Landes – Ausschusses den Antrag: 
 
(Liest denselben aus Beilage XXVI.) 
 
Ich ersuche, in die Spezialdebatte einzugehen 
und das Gesetz in dem vom Landes-Ausschusse 
vorgeschlagenen Wortlaute anzunehmen. 
 
Landeshauptmann: Ich eröffne über den 
Gesetzentwurf und den Bericht die Generaldebatte. 
 
Dr. Schneider: Hohes Haus! Ich kann Sie 
versichern, daß dieser Gesetzentwurf in alpinen 
Kreisen mit Freude begrüßt wird. Das Edelweiß 
ist zwar gewiß nicht eine der schönsten und wohlriechendsten 
Pflanzen, es ist aber eine der gesuchtesten 
Pflanzen, eine Pflanze, die als Symbol des 
Alpinismus gilt. Sie werden beobachtet haben, 
wie in den Alpengegenden derjenige, der das Edelweiß 
selbst gepflückt hat, dasselbe auf dem Hute 
trägt, erinnert es doch an eine alpine Arbeit, welche 
geleistet worden ist. Es würde in alpinen Kreisen 
gewiß sehr bedauert werden, wenn das Edelweiß 
ganz verschwinden würde. Diese Gefahr ist jetzt 
vorhanden. Es ist zur Genüge bekannt, in welch 
ausgiebigem Maße dem Edelweiß gegenwärtig 
nachgestellt wird und zwar umsomehr, als in Tirol 
bekanntlich ein Edelweißschutzgesetz besteht. Auch 
die Schweizer haben sich veranlaßt gesehen, Gesetze 
und Verordnungen zum Schutze des Edelweißes zu 
erlassen, so daß man mit Berechtigung sagen kann, 
 
es sei die dringende Notwendigkeit vorhanden, dieser 
alpinen Pflanze Schutz angedeihen zu lassen, wenn 
sie nicht vollkommen verschwinden soll. Durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf sind auch die Interessen 
der Handelsgärtnerei vollkommen geschützt, denn 
auch im Interesse dieser ist es gelegen, daß das 
Edelweiß nicht ganz verschwinde, denn wenn es auf 
den Höhen verschwindet, verliert es überhaupt den 
Wert. Es hat seinen Wert als Symbol der 
Alpinistik und wird getragen als Zeichen der 
geleisteten alpinen Arbeit. Freilich, wenn es gekauft 
wird, ist in Wirklichkeit eine alpine Arbeit nicht 
geleistet worden, aber den Wert hat es daher, daß 
es als Siegeszeichen von den Höhen heruntergebracht 
wurde. Dadurch, daß beim Verkaufe des 
Edelweiß auch die Provenienz nachgewiesen werden 
muß, was seitens der Handesgärtner leicht geschehen 
kann, ist auch das Interesse dieser gewahrt. Ich 
möchte also im Interesse der Alpinistik dem hohen 
Hause die Annahme des Gesetzes empfehlen. 
 
Landeshauptmann: Wer wünscht noch das Wort? - 
 
Da sich niemand mehr meldet, ist die Debatte 
geschlossen; der Herr Berichterstatter hat das Wort. 



 
Thurnher: Ich möchte zu den Ausführungen 
des geehrten Herrn Vorredners nur bemerken, daß 
die Begründung dieses Gesetzentwurfes bereits im 
vorjährigen Berichte des Landes-Ausschusses und 
des volkswirtschaftlichen Ausschusses enthalten ist, 
und deshalb wurde dieselbe im heurigen Berichte 
nicht mehr wiederholt. Im übrigen schließe ich 
mich dessen Ausführungen vollinhaltlich an. 
 
Landeshauptmann: Wir gehen nun zur 
Spezialdebatte über. Ich glaube, es könnte genügen, 
daß die einzelnen Paragraphen nur angerufen 
werden, wenn dann gegen dieselben keine Einwendung 
erhoben wird, könnte ich sie als angenommen erklären. 
 
Thurnher: § 1. - 
 
Landeshauptmann: Angenommen. 
Thurnher: § 2. - 
 
Landeshauptmann: Angenommen. 
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Thurnher: § 3. - 
 
Landeshauptmann: Angenommen. 
 
Thurnher: § 4. - 
 
Landeshauptmann: Angenommen. 
 
Thurnher: § 5. - 
 
Landeshauptmann: Angenommen. 
Thurnher: § 6. - 
 
Landeshauptmann: Angenommen. 
 
Thurnher: (Liest Titel und Eingang des 
Gesetzes aus Beil. XXVI A.) 
 
Landeshauptmann: Wird gegen Titel und 
Eingang des Gesetzes eine Einwendung erhoben? - 
 
Da dies nicht der Fall ist, betrachte ich dieselben 
als angenommen. 
 
Thurnher: Ich beantrage die Vornahme der 
dritten Lesung in der heutigen Sitzung. 
 
Landeshauptmann: Wird gegen den Antrag 
auf sofortige Vornahme der dritten Lesung des 
Gesetzes eine Einwendung erhoben? - 
 
Es ist dies nicht der Fall, ich ersuche daher 
jene Herren, welche dem Gesetzentwurfe, wie er 



aus den Verhandlungen der ersten und zweiten 
Lesung hervorgegangen ist, auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung geben wollen, sich gefälligst von 
den Sitzen zu erheben. 
 
Angenommen. 
 
Wir kommen zum nächsten Gegenstand der 
Tagesordnung Bericht des Landes-Ausschusses 
über die Erhöhung der Pension 
der Landeskanzleiassistentenswitwe Frau 
Stock er. Dieser Bericht wurde nicht gedruckt, 
sondern seinerzeit in einer Landes-Ausschußsitzung 
zur Verlesung gebracht, und ich möchte für den 
Fall, daß das hohe Haus damit einverstanden ist, 
daß dieser Gegenstand ohne Zuweisung an einen 
Ausschuß direkt verhandelt werde, um die Verlesung 
desselben durch den Herrn Referenten Thurnher 
 
bitten. Zunächst werde ich aber die Vorfrage zur 
Sprache bringen, ob die Herren wünschen, daß 
der Gegenstand in direkte Verhandlung gezogen 
oder an einen Ausschuß verwiesen werde. Die 
Sache ist ganz einfach und durch gesetzliche 
Bestimmungen veranlaßt. Es erfolgt gegen die 
direkte Behandlung keine Einwendung, ich bitte 
daher Herrn Abg. Thurnher, den Bericht zu verlesen. 
 
Thurnher: (verliest denselben). 
 
Es beruht also dieser ganze Gegenstand auf einem 
mit dem ehemaligen Kanzleiassistenten Stocker abgeschlossenen 
Dienstvertrage und bedarf daher einer 
weiteren Erörterung und Begründung nicht, da 
diese in jenem Vertrage selbst liegt. Ich empfehle 
dem hohen Hause den Antrag zur Annahme. 
 
Landeshauptmann: Ich eröffne über Bericht und Antrag die Debatte. - 
 
Wenn sich niemand meldet, schreite ich zur Abstimmung. 
 Die Herren haben den Antrag gehört, 
wird vielleicht die nochmalige Verlesung desselben gewünscht? - 
 
Da dies nicht der Fall ist, ersuche ich jene 
Herren, welche dem Antrage zustimmen wollen, sich 
gefälligst von den Sitzen zu erheben. 
 
Angenommen. 
 
Der nächste Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht des Landes-Ausschusses über 
den Voranschlag des Landeskulturfondes pro 1904. 
 
Ich ersuche denselben Herrn Berichterstatter, 
das Wort zu ergreifen. 
 
Thurnher: Wir haben die Voranschläge des 
Landes und feiner Fonde für das Jahr 1903 
bereits im ersten Abschnitte der diesjährigen Session, 
nänilich in den letzten Tagen des Dezember v. J. 



erledigt. In dieser Beziehung sind wir wohl 
besser daran, als die meisten anderen Länder, 
welche damals höchstens für ein Budgetprovisorium 
gesorgt haben. Der einzige Landtag von Salzburg 
hat den Voranschlag für 1903 und zwar vielleicht in 
schnellerem Tempo - er hat nur ein paar Tage 
getagt - als wir festgesetzt, während die anderen 
Länder meistens nur provisorische Bewilligungen 
für drei oder sechs Monate oder vereinzelt auch 
für das ganze Jahr beschlossen haben. Nachdem 
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aber der Landtag in diesem Jahre voraussichtlich 
nicht wieder zusammentritt, wird es unsere Aufgabe 
sein, die Voranschläge für das Jahr 1904 
rechtzeitig zu beschließen. Heute liegen dem hohen 
Hause vorläufig die Voranschläge bezüglich des 
Landeskulturfondes und des Normalschulfondes vor. 
Es müssen später noch zwei andere kommen, 
nämlich der eigentliche Voranschlag für die Schule 
und der Voranschlag für den Landesfond, welche 
aber noch nicht fertiggestellt werden konnten, weil 
uns bezüglich des Landesfondes der vom Finanzministerium 
abverlangte Finanzplan für das Jahr 
1904 über die voraussichtlichen Eingänge aus den, 
der Landesumlagepflicht unterliegenden direkten 
Staatssteuern und das Ergebnis aus dem Zuschlag 
zu den staatlichen Branntweinsteuern wie der Überschuß 
aus den Personaleinkommensteuern bisher 
nicht übermittelt wurde. Bezüglich des Voranschlages 
für die Schule besteht ein ähnliches Verhältnis, 
 weil uns vom Rechnungsdepartement der 
k. k. Statthalterei das voraussichtliche Erfordernis 
hinsichtlich des Lehrerpensionsfondes pro 1904 
noch nicht bekannt gegeben wurde. Sobald die 
bezüglichen Mitteilungen erfolgen, wird der Landes- 
Ausschuß nicht säumen, die bereits in Arbeit 
genommenen Voranschläge fertigzustellen und dem 
hohen Hause in Vorlage zu bringen. Der Voranschlag 
des Landeskulturfonves für 1904 bewegt 
sich in ganz gleichem Geleise wie in den vorhergehenden 
Jahren. Die Hauptziffern sowohl in den 
Einnahmen, wie in den Ausgaben find gleich 
geblieben, nur in einzelnen Posten sind kleine 
Änderungen eingetreten, welche sich aber im 
Gesamten wieder ausgleichen. Ich glaube, weitere 
Bemerkungen nicht machen zu müssen, weil die 
Anmerkungen zu dem gedruckt vorliegenden Voranschläge 
die nötige Aufklärung in hinreichendem 
Maße geben. Namens des Landes-Ausschusses 
erhebe ich sonach den Antrag: 
 
(liest denselben aus Beilage XXVII). 
 
Landeshauptmann: Ich eröffne über Bericht 
und Antrag des Landes-Ausschusses die Debatte. - 
 



Wenn niemand das Wort wünscht, gehen wir 
zur Abstimmung über, und ich ersuche jene Herren, 
welche dem Antrage beipflichte>, sich gefälligst von 
den Sitzen zu erheben. 
 
Der Antrag ist zum Beschlusse erhoben. 
 
Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist 
Der Bericht des Landes-Ausschusses über 
den Voranschlag des Normalschulfondes pro 1904. 
 
Ich ersuche denselben Herrn Berichterstatter, 
das Wort zu ergreifen. 
 
Thurnher: Was ich bezüglich des Voranschlages 
des Landeskulturfondes gesagt habe, gilt 
auch hinsichtlich des Voranschlages für den Normalschulfond 
für 1904. Es sind die Ausgaben wie 
die Bedeckung beiläufig in gleicher Höhe vorgesehen 
wie in den Jahren 1902 und 1903. Die Ausgaben 
beruhen zumeist auf gesetzlichen Leistungen 
und früher schon eingegangenen Verpflichtungen. 
Die Einnahmen bestehen nur aus zwei Posten, die 
sich ebenfalls nicht ändern, sondern Jahr für Jahr 
gleich bleiben. Die nötigen Erklärungen unv Ausführungen 
sind im Berichte enthalten oder bereits 
in früheren Sessionen ausreichend gegeben worden, 
weshalb ich mich weiterer Bemerkungen enthalte, 
und ich stelle namens des Landes-Ausschusses den 
Antrag: 
 
(liest ihn aus Beilage XXVIII.) 
 
Landeshauptmann: Wer wünscht zum vorliegenden 
Berichte und Antrage das Wort? - 
 
Da sich niemand meldet, schreite ich zur Abstimmung 
und ersuche jene Herren, die dem Antrage, 
 wie er verlesen wurde, ihre Zustimmung 
geben wollen, sich gefälligst von den Sitzen zu 
erheben. 
 
Angenommen. 
 
Dieser Gegenstand ist somit erledigt, und wir 
kommen nun znm letzten Gegenstände der heutigen 
Tagesordnung, der mündliche Bericht des 
volkswirtschaftlichen Auschusses über 
den Antrag des Herrn Abg. Thurnher 
und Genossen in Sachen der Zurückbehaltung 
der Wehrpflichtigen des dritten 
Jahrganges. 
 
Berichterstatter des volkswirtschaftlichen Ausschusses 
ist Herr Abg. Thurnher, ich ersuche denselben, 
 den mündlichen Bericht vorzutragen. 
 
Thurnher: (liest Bericht und Antrag aus 
Beilage XXX) 
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Ohne mich in weitere Ausführungen einzulassen, 
 möchte ich das hohe Haus bitten, diesen 
Antrag des volkswirtschaftlichen Ausschusses zum 
Beschlusse zu erheben. 
 
Landeshauptmann: Indem ich über Bericht 
und Antrag des volkswirtschaftlichen Ausschusses 
die Debatte eröffne, erteile ich zunächst das Wort 
dem Herrn Negierungsvertreter. 
 
Regierungsvertreter: So begreiflich die 
eröffnete Verhandlung erscheint, muß die Regierung 
aus den wichtigsten prinzipiellen Gründen gerade 
in diesem Augenblicke daran festhalten, daß die der 
Gesetzgebung zukommenden Heeresangelegenheiten in 
den ausschließlichen Wirkungskreis der Reichsvertretung 
gehören, und daß daher dieser unmittelbar 
nach ihrem Wiederzusammentritte die Ursache aller 
bezügliche Maßnahmen darzulegen sein werden. 
 
Die Zurückhaltung der Regierung beruht auf 
schwerwiegenden, politischen Erwägungen, sie darf 
selbst in kritischen Momenten nicht Wege betreten, 
welche abseits der verfassungsmäßigen Normen 
liegen und kann daher eine Verschiebung der 
Kompetenz nicht zugeben, selbst wenn der § 19 der 
Landesordnung mit den darin den Landtagen eingeräumten 
Rechten angerufen wird. 
 
Die Regierung weiß, in welch' hohem Grade 
sie sich mit ihrer Haltung augenblicklichen Vorwürfen 
aussetzt, aber sie kannte auch die Tragweite 
der Entscheidungen der nächsten Zukunft und 
nimmt es um derenwillen auf sich, dem hohen 
Landtage derzeit von jeder Kundgebung über die 
Situation nachdrücklich abzuraten. 
 
Wie immer die Erklärung des hohen Landtages 
lauten möge, kann sie vielleicht nicht nur 
die Lösung der brennenden Frage des Tages nicht 
fördern, sondern leicht neue ernste politische Erscheinungen 
zur Folge haben, deren erste Anzeichen 
schon sichtbar geworden sind. 
 
Darum vermochte die Regierung sich vorerst 
zur Einberufung des Reichsrates nicht zu entschließen, 
 und deshalb sehe ich mich gezwungen, 
trotz aller berechtigten Gefühle des hohen Landtages 
zu den sachlichen Auseinandersetzungen über 
Fragen, welche ausschließlich den Reichsrat beschäftigen 
haben, mich auf diese kurzen Bemerkungen 
zu beschränken. 
 
Der Regierung ist es nicht um Geheimniskrämerei 
zu tun, sie ist sich des ganzen Umfanges 
der ihr zukommenden Verantwortlichkeit bewußt, 



insbesondere hinsichtlich jener militärischen Verfügungen, 
 deren Wirkungen im vorhinein erkennbar 
waren und den hohen Landtag vornehmlich zu 
dieser Verhandlung veranlaßten. 
 
Die getroffenen Maßnahmen erscheinen jedoch 
der Regierung unabwendbar, wenn andere, größere, 
allgemeine, dauernde Übel abgewendet werden sollen. 
 
Den hohen Landtag kann ich daher nur bitten, 
die Versicherung entgegennehmen zu wollen, daß 
die Regierung, wie sie jetzt schon die momentanen 
Nachteile jener Maßregel durch gesicherte spätere Benefizien 
wett zu machen trachtet, keinen Anstand nehmen 
wird, etwa zulässige weitere Erleichterungen ebenfalls 
eintreten zu lassen. 
 
Schließlich kann ich die bezüglich Ungarns 
gefallenen und im Laufe der Debatte etwa noch 
fallenden Bemerkungen nicht unberührt lassen. 
 
Die Regelung des Verhältnisses zwischen den 
beiden Reichshälften bleibt nach wie vor die Sorge 
und Pflicht der beiden Regierungen, sie liegt sicherlich 
auch so sehr im Wunsche des hohen Landtages, 
daß die Erreichung dieses Zieles auch für seine 
Verhandlungen und Beschlüsse maßgebend bleibt. 
 
Landeshauptmann: Ich bitte jene Herren, 
welche sich in der Debatte zum Worte melden 
wollen, mir dies gefälligst mitzuteilen. 
 
Loser: Hoher Landtag! Sowohl die Ausführungen 
als auch die Anträge des Herrn Berichterstatters 
beziehungsweise des volkswirtschaftlichen 
Ausschusses über den in Verhandlung stehenden 
Gegenstand verdienen gewiß die volle Zustimmung, 
und ich erkläre gleich im vorhinein, daß ich meine 
Zustimmung auch dann geben würde, wenn der 
Bericht noch in etwas schärferer Form abgefaßt 
wäre. Die Landesvertretung hat nicht allein das 
Recht, sondern auch die Pflicht, zu dieser überaus 
wichtigen, die weitesten Kreise der Bevölkerung 
berührenden Frage Stellung zu nehmen und mit 
Nachdruck darauf hinzuarbeiten, daß die Regierung 
diesem Zustande ein schleuniges Ende bereite. Es 
ist eine überaus wichtige und ernste Frage, denn 
es ist keine Kleinigkeit, wenn der Sohn einer 
Familie, welcher bereits drei Jahre beim Militär 
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gedient hat und dessen Familie dafür die größmöglichen 
Opfer gebracht und bereits Wochen und 
Tage bis zur Heimkehr gezählt hat, jetzt auf unbestimmte 
Zeit einfach weiter dienen soll. Besonders 
hart trifft diese Zurückbehaltung jene Familien, 
 aus welchen, wie es nicht selten vorkommt, 



gleichzeitig zwei oder drei Söhne beim stehenden 
Heere oder bei der Landwehr dienen. Diese Fälle 
sind nicht nur nicht ausgeschlossen, sondern nicht 
gar so selten. Mir ist z. B- ein Fall in meiner 
eigenen Heimatsgemeinde bekannt, daß gegenwärtig 
drei Söhne aus derselben Familie beim Militär 
aktiv dienen, und obwohl der Familienvater durch 
einen Unfall in seinem Erwerbe bedeutend beeinträchtigt 
ist, was auch von der Stellungskommission, 
von welcher derselbe assentiert wurde, bestätigt wurde, 
war es nicht möglich, einen dieser Söhne in die Ersatzreserve 
zu bringen oder einen entsprechend 
längeren Urlaub zu bewirken. Schon dieser Umstand 
sagt uns klar, wie drückend und straff die 
Militärlasten sind. Es ist aber meines Erachtens 
auch im Interesse des Staates gelegen, daß diesem 
Zustande ein Ende bereitet werde, denn es liegt 
wohl auf der Hand, daß durch denselben der Patriotismus 
keine Förderung erfährt. Ich hatte 
Gelegenheit in letzter Zeit, verschiedenen Versammlungen 
beizuwohnen, und ich kann wohl sagen, es 
sind keine Komplimente, welche in erster Linie 
gewisse ungarische Politiker etwas zweifelhafter 
Gattung, die an diesen Ereignissen Schuld tragen, 
zu hören bekamen, und was über die Verfügungen 
der Heeresverwaltung und das untätige Zusehen 
seitens der Regierung gesprochen wurde. Die Regierung 
hätte ja bekanntlich Mittel in der Hand, 
diesem Zustande ein Ende zu bereiten. 
 
Ich meine, es wäre in unserem Vaterlande 
Österreich gerade keine Notwendigkeit, daß von 
regierungswegen dazu beigetragen werde, daß der 
Patriotismus noch weiter eine Beeinträchtigung 
erfahre, denn wir sehen, daß diese Propaganda 
täglich von verschiedenen Elementen ungehindert 
und ungestraft seit einer Reihe von Jahren besorgt 
wirv und was in unserem engeren Heimatlande 
-Vorarlberg diesen Elementen nicht möglich war, 
diesen tief im Volke wurzelnden Patriotismus zu 
schädigen, so ist das zum großen Teile der Heeresverwaltung 
und durch die Verfügungen der 
Regierung bis zu einem gewissen Grade durch ihre 
 
Untätigkeit in dieser Sache gelungen. Auf diese 
Umstünde möchte ich die hohe Regierung aufmerksam 
gemacht haben, weil die Verhältnisse nicht 
dazu angetan sind, daß da gewissermaßen von 
regierungswegen, möchte ich fast sagen, in der 
Richtung mitgearbeitet wird. Mit diesen Bemerkungen 
schließe ich meine Ausführungen. 
 
Landeshauptmann: Wer wünscht noch weiter 
das Wort? - 
 
Pfarrer Fink: Ich möchte demjenigen, was 
mein sehr geehrter Herr Vorredner vorgebracht hat, 
nur einige Tatsachen hinzufügen, die ich selbst 
beobachtet habe. Zunächst ist es einmal eine Tatsache, 
daß die Bevölkerung unter den gegenwärtigen 



Verhältnissen eine Schwäche vonseite der Regierung 
erkennt und diese Erkenntnis ist auch, wie wir aus 
dem Berichte des Herrn Abg. Thurnher gesehen 
haben, eine nicht so ganz unbegründete. Die 
Bevölkerung erkennt es als eine Art Schwäche in 
dem gegenwärtigen Vorgehen der Regierung, indem 
die Rekruten beinahe gebeten werden, den Präsenzdienst 
anzutreten. Wenn nun aber die Untergebenen 
eine Schwäche auf Seite der Autorität 
beobachten, so schwächt das die Hochachtung vor 
derselben und infolge dessen auch die patriotische 
Gesinnung. Eine fernere Tatsache besteht darin, 
daß auch unter denjenigen, die das dritte Jahr 
dienen, eine bedeutende Aufregung zu beobachten 
ist, ja ich habe erst letzter Tage von einer großen 
Garnison in Österreich gehört, daß nicht bloß Unmut 
und Unwille, sondern geradezu eine Erbitterung 
herrscht; und wenn diese Erbitterung in die 
Armee eindringt, glaube ich, ist das ein sehr 
gefährliches Zeichen. Dann ist es eine fernere 
Tatsache, daß unter der Bevölkerung nicht nur iu 
jenen Familien der Unwille herrscht, aus denen 
Söhne beurlaubt werden sollen, sondern auch in 
dem Bekanntenkreise dieser Familien, kurz in der 
ganzen Gemeinde; man hat mit diesen Familien 
Mitleid und je größer dieses Mitleid und je 
berechtigter es ist, umso größer ist auch der Unwille, 
 der sich geltend macht. Ich werde deswegen 
für den Antrag des Herrn Abg. Thurnher stimmen, 
in der Hoffnung, daß die Regierung alles daransetzt, 
 damit nicht der Unwille und die Erbitterung 
einen noch höheren Grad erreichen. 
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Landeshauptmann: Wer wünscht noch weiter das Wort? - 
 
Ölz: Hohes Haus! Der Herr Berichterstatter 
hat in ausführlicher Weise dargelegt, daß es Pflicht 
der Regierung sei, dafür zu sorgen, daß die zurückbehaltenen 
Mannschaften entlassen werden. Ich 
stimme dem selbstverständlich voll und ganz zu, da ich 
ja den Antrag, auf den sich der Antrag des volkswirtschaftlichen 
Ausschusses stützt, mit unterzeichnet habe. 
Ich hätte heute vielleicht gar keine Veranlassung genommen, 
 hier im hohen Hause etwas zu sagen, wenn nicht 
die hohe Regierung sich veranlaßt gesehen hätte, eine 
derartige Erklärung abzugeben. Ich habe das Gefühl, 
daß die Regierung sich vor dieser Art von Kundgebungen 
im Vorarlberger Landtage fürchte. Ich 
begreife das nicht und hätte geglaubt, es könnte 
der Regierung nur angenehm sein, wenn sie auch 
die Stimmen aus Vertretungskörpern hört und 
zwar besonders aus einem solchen Vertretungskörper, 
in dem geordnete Verhältnisse sind und wo die 
Verhandlungen geordnet geführt werden; also aus 
Vertretungskörpern, die schließlich doch in erster 
Linie berufen sind, in einer solchen Sache Stellung 



zu nehmen. 
 
Der Herr Regierungsvertreter hat angeführt, 
daß die Regierung gezwungen sei, sich so zu stellen 
und aus politischen Gründen und Erwägungen die 
Gründe ihrer Entschließung nicht bekannt geben 
könne. Daran können wir nichts ändern, wir 
müssen uns damit begnügen, aber als Volksvertreter 
steht uns doch das Recht zu, über die politische 
Lage, wie sie in Österreich ist, ein Wort zu sagen. 
Der Herr Abg. Pfarrer Fink hat von einer 
Schwäche der Regierung gesprochen, und der Herr 
Abg. Loser hat gesagt, daß man bei den Rekruten 
geradezu herumbettelt, daß sie jetzt einrücken sollen. 
Ich finde das auch als eine Schwäche. Entweder 
hat man den Mut, es zu machen, wie es gesetzlich 
ist, oder man nimmt die Sachen, wie sie sind; 
man bleibt bei seinen Entschließungen und kommt 
dann nicht auf solche Abwege. Ich habe hier das 
Gemeindeblatt von Dornbirn vor mir. Da steht 
eine Kundmachung der Bezirkshauptmannschaft zufolge 
Statthaltereierlasses darin, worin ersucht wird, 
es möchten sich die Rekruten zum Dienstantritt freiwillig 
melden. Es heißt dahier: (liest.) "Ein 
freiwilliger Dienstantritt der Assentierten ist jedoch 
 
nicht allein im Interesse derjenigen von ihnen 
gelegen, welche sich aus Familienrücksichten oder 
angesichts ihrer Lebensstellung, ihres Wohnortes im 
Auslande oder aus sonstigen Gründen bereits 
darauf vorbereitet haben, ihrer Wehrpflicht mit 
Beginn des üblichen Einberufungstermines der 
Rekruten zu entsprechen, sondern es würde ein 
möglichst zahlreicher, freiwilliger Präsenzdienstantritt 
seitens der Assentierten es auch ermöglichen, einen 
entsprechenden Teil der Mannschaften des dritten 
Jahrganges, welche, wie bekannt, aus militärischen 
Rücksichten vorläufig zurückbehalten werden müssen, 
nach Deckung des militärischen Bedarfes, rechtzeitig 
zu entlassen." 
 
Dieser Erlaß scheint mir an alle Gemeinden 
ergangen zu sein. Es will also die Regierung 
geradezu erbetteln, daß die Rekruten sich freiwillig 
stellen sollen. Nun ist das nach meiner Anschauung 
etwas, was nicht so leicht zu verantworten 
ist, wenn man die Rekruten einfach zum 
freiwilligen Dienstesantritt auffordert; ich möchte 
das nicht tun und die Verantwortung nicht tragen. 
Die Regierung hat, wie ich glaube, die Sache 
wohl nicht überdacht, wie sie das gemacht hat. 
Wer bürgt uns dafür, wenn überhaupt noch eine 
Einigung zustande kommen sollte, daß der erhöhte 
Präsenzstand bewilligt wird. Nun sind bei uns 
die Einreihungen bereits erfolgt. Es rücken also 
bei uns die Leute zu diesen oder zu jenen Truppenkörpern 
ein, wohin sie gar nicht gehören; man 
hat so und so viele zum stehenden Heere genommen, 
und sie gehören gar nicht dazu. Da müßte unbedingt 
unterschieden werden, oder gesagt werden 



können, wo die Grenze ist, welche Nummer sich 
unter keinen Umständen jetzt stellen soll. (Abg. 
Thurnher: Wird schon kommen!) 
 
Es wird mir soeben zugerufen, daß es schon 
kommen werde, aber vorläufig ist noch nichts 
derartiges gekommen, wir müssen uns also an die 
Tatsachen halten, wie sie gegeben sind. Wer 
bürgt uns weiters dafür, daß, wenn 20 Vorarlberger 
sich freiwillig zum Dienstesantritte melden, 
dann auch wiederum 20 Vorarlberger aus dem 
Dienste entlassen werden. Vielleicht werden dann 
in Polen 20 entlasten werden, es wird also 
unseren Leuten dadurch gar kein Dienst erwiesen. 
Aus Nächstenliebe zu handeln, ist zwar sehr schön. 
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aber aus Nächstenliebe Rekrut zu sein, ist eine 
Nächstenliebe, die wohl niemand ausübt. (Heiterkeit.) 
 
Ich halte dafür, daß auch aus diesen Gründen 
es nicht zu empfehlen ist, mir nichts dir nichts 
zu sagen, es sollen die Rekruten einrücke>. 
 
Dann ist aber noch etwas. Sagen wir, es 
rücken unsere Rekruten am 1. Oktober ein. Wir 
wollen auch den günstigen Fall annehmen, woran 
ich aber bei der heutigen Lage nicht glaube, daß 
bis 1. Jänner 1904 in Ungarn die Krise vorbei 
ist und assentiert werden kann und die Rekruten 
einrücken. Nun habe ich die Anschauung, wenn 
die drei Jahre herum sind, haben unsere Leute 
drei Monate umsonst gedient; denn es muß doch 
einmal wieder eine Gleichheit in die Heeresorganisation 
hineinkommen, man kann doch nicht immer 
Rekrutenausbildungen haben, und aus dem Grunde 
habe ich die Anschauung, daß dann alle zusammen 
beurlaubt werden. Es kann aber auch sein, daß 
die Rekruten gar erst am 1. März einrücken. 
Sie werden zugeben, daß das schwere Bedenken 
gegen den freiwilligen Eintritt sind; ich möchte 
so etwas nicht veranlassen. Wenn mich jemand 
fragen würde, was für Gründe dafür oder dagegen 
sind, so sagte ich ihm, wenn Sie eine 
hohe Nummer haben, so rücken Sie schon gar 
nicht ein. Wenn Sie eine niedere Nummer haben 
und Sie sich schon darnach eingerichtet haben, also 
in entsprechende Verhältnisse eingetreten sind und 
beispielsweise keine Stellung haben, so müssen. Sie 
sichs selbst überlegen, was Sie tun wollen. Man 
sieht also, daß dieser Erlaß der Regierung, der 
so schön hinausgegeben wurde, für die Rekruten 
vielleicht etwas sehr Unangenehmes in sich birgt. 
Ich möchte wie schon gesagt, eine solche Verantwortung 
nicht tragen. 
 
Wir müssen uns wohl als Österreicher und 



zwar als wahre Österreicher, die Österreichs Bestehen 
haben wollen, fragen, warum ist denn diese Krisis 
da, warum stehen wir auf einem solchen Standpunkte? 
 
 
Wenn wir Nachschau halten, so finden wir, 
wie auch im Berichte gesagt ist, daß man 36 Jahre 
lang gegen Ungarn eigentlich zu nachsichtig gewesen 
ist. Man hat im Jahre 1867 geglaubt, einen 
Ausgleich schließen zu müssen; ich will gegen jene, 
die ihn ausgeführt haben, keinen besonderen Vorwurf 
erheben, sie mögen es gut gemeint haben, 
 
aber es ist kein Zweifel, daß ihr Werk höchst schlecht 
ausgefallen ist. Man hat nicht umsonst dem 
Begründer des Ausgleiches den Minister v. Beust 
den Namen "Totengräber von Österreich" zuerkannt. 
Wir haben seit dort, seit dem Jahre 1867 alle 
zehn Jahre wegen dieses Ausgleiches stetige 
Reibereien und immer wieder Reibereien zwischen 
den beiden Reichshälften gehabt, und es war daher 
gewiß ein Unglück, daß ein derartiger Ausgleich 
geschaffen worden ist. Hätte man Ungarn, nachdem 
es seinerzeit ja auch erbweise an Österreich 
gekommen ist, so wie die anderen Länder behandelt, 
hätte man auch den Ungarn nur einen entsprechenden 
Landtag gegeben, so wäre das recht gewesen, die 
Monarchie wäre nicht gespalten worden, dann 
hätten wir nicht mit zwei Parlamenten zu tun, 
sondern es wäre ein gemeinsamer Vertretungskörper 
neben den Landtagen geschaffen worden. Wir hätten 
es mit einem Reichsparlamente, oder wie Sie es heißen 
wollen, zu tun. Das war entschieden ein Unglück. 
Ebenso aber war es auch ein Unglück, daß man 
hohen Ortes ruhig zugesehen hat, wie eben in 
Ungarn die an Zahl stärkere Bevölkerung der 
Deutschen, Serben, Kroaten und wie sie alle heißen 
mögen, vergewaltigt wurde. Ich halte in Ungarn 
die Sache für nicht so schlimm. Wer ist denn an 
der jetzigen Krise eigentlich der Schuldtragende? 
Das ist niemand anders als die Revolutionäre, 
die man in jedent anderen Staate des Landes 
verweisen würde. (Abg. Loser: Revolutionäre im 
Bunde mit dem Judentum!) Ich habe die Anschauung, 
 wenn man den elf Millionen der 
anderen Nationen einmal gerecht wird und sie auch 
zur Geltung kommen läßt, auch bald die Heilung 
kommen wird, und dann wird auch so viel Ordnung 
geschaffen sein, daß man das Heeresbudget bewilligt 
bekommt. Aber wie steht es da im lieben, guten 
Österreich? Es hat dieser Tage einer gesagt, wir 
haben es immer noch so gut, als wie irgendwo anders, 
trotzdem es bei uns drunter und drüber geht. Ich 
stimme dem zu und muß doch nachfolgendes sagen. 
Im lieben guten Österreich läßt man nicht bloß in 
Transleithanien alles machen, und die kaisertreuen 
Elemente unterdrücken, sondern auch in Cisleithanien 
schaut es nicht anders aus. In Cisleithanien muß 
man sich, wie ich dieser Tage in einer Versammlung 
gesagt habe, bald fürchten, Österreicher zu sein. 



Wenn man heutzutage eintritt für das Vaterland, 
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für die Rechte der Krone und eintritt für Kaiser 
und Reich, so kann man hie und da von solchen 
Stellen schief angesehen werden, wo man es gar 
nicht erwarten würde. In Cisleithanien muß sich 
ja ein Patriot entrüsten, wenn er sieht, wie die 
Irredentisten, von welcher Gattung sie immer seien, 
ganz offen ihre Gesinnung zur Schau tragen, daß 
sie von Österreich los wollen. Ist es nicht ein Skandal 
im Süden, der schon 20 Jahre von der Regierung 
geduldet wird? Muß es einem Patrioten nicht 
völlig das Herz zerreißen, wenn man sieht, wie 
ungestört man die italienischen Signori machen 
läßt. Aber nicht bloß dort unten, sondern auch 
in Böhmen, unter der slavischen Nation gibt es - wenn 
auch weniger - Irredentisten. Auch bei 
uns in den Alpenländern, wie in Deutschböhmen, 
fängt eine Gruppe an, sich geltend zu machen. 
Wenn ich jetzt davon spreche, so sind das die 
sogenannten, ich weiß nicht, wie ich mich da ausdrücken 
soll, Nationalen der einen oder der anderen 
Richtung - es mögen die Milderen ja nicht so 
stark dieser Richtung huldigen - aber es kommt 
doch allgemein zum Ausdruck, daß sie im lieben 
Österreich lieber nicht zu Hause sein möchten. Und 
das traurigste an der Tatsache ist, daß eine große 
Zahl von k. k. Beamten und k. k. Professoren bei 
diesen dabei sind. Ich könnte Namen nennen, ich 
unterlasse aber das. Wir haben solche auch in 
unserem eigenen Heimatlande, man braucht da nicht 
darüber hinauszugehen. Es ist geradezu eine 
Schande, was man da sieht. Ich habe die Überzeugung, 
 das würde in gar keinem anderen Staate 
geduldet werden. Dort würde man solchen Herren 
den blauen Bogen geben. Es ist hüben wie drüben, 
man ist zu gut, man läßt die Sache laufen, denn 
man hat eben keine Kourage. 
 
Ich war seinerzeit im Parlamente, als der 
jetzige Ministerpräsident Dr. von Koerber seinen 
Sprachengesetzentwurf auf den Tisch des Hauses 
gelegt hat und als die Czechen und "Strammnationalen" 
 darob gestampft und gezetert haben. 
Als der Ministerpräsident erklärte, es sei eine 
Staatsnotwendigkeit, daß einmal Friede geschlossen 
werde, da hat mir das Herz im Leibe gelacht. 
Ich habe mich gefreut, daß die Regierung einmal 
den Mut gefunden und ordentlich hineingreift, um 
endlich Ordnung zu machen, wenn schon das der 
Reichsrat nicht kamt und will, auf den sich die 
 
Regierung immer stützt, nachdem sie uns gar nichts 
gelten lassen will. Es blieb aber bei dem ersten 
Schritte, obgleich es höchste Zeit gewesen wäre, 
Ordnung zu schaffen. 



 
Ich bin dieser Tage mit einem Herrn aus 
Deutschland zusammengekommen und der fragte 
mich: "Run was ist mit Österreich?" Ich sagte 
ihm, es ist nicht so bös. Es braucht nur eine 
starke Hand, die energisch dreingreift. Das Volk 
ist österreichisch und bleibt auch österreichisch, und 
Zustände habt Ihr vielleicht die schlechteren als 
wir bei uns, aber bei Euch würde man solchen 
kgl. preußischen Herren einfach den blauen Sogen 
geben und dann würde Ruhe werden. Bei uns 
macht man am das nicht- Seien Sie nur unbekümmert, 
 es sind schon viele Stürme an Österreich 
vorübergegangen und es wird auch diesmal 
der Sturm vorübergehen." Ich habe nur den 
einen Wunsch und die eine Hoffnung, daß in 
die starke Krisis, die jetzt herrscht, eine starke 
Hand eingreift. Und wenn es nicht anders 
geht, so habe ich die Anschauung, nicht mit dem 
§ 14 regieren, sondern die Buden in Budapest 
und Wien zu machen und kurze Zeit in gerechter 
Weise absolut regieren, dann wird Ordnung werden. 
Und wenn man dann später die Abgeordnetenhäuser 
wieder einberuft und dann noch nicht gearbeitet 
wird, dann soll man die Abgeordneten 
einfach wieder heimschicken. In Ungarn aber wäre 
besonders auch eine andere, gerechtere Wahlordnung 
zu schaffen und zu schauen, daß bei Neumahlen 
nicht die bisherigen fürchterlichen Ungerechtigkeiten 
und Betrügereien noch weiter vorkommen. Was 
sollte man weiter tun, wenn diese Vertretungskörper 
nicht arbeiten wollen? Man soll es einfach 
dann so machen, wie es seinerzeit ich glaube 
Belkredi gedacht hat, man soll das Schwergewicht 
in die Landtage verlegen und ein Zentralparlament 
für die ganze Monarchie schaffen, dann wird es 
gehen, Österreich wird noch stärker dastehen und 
nicht zugrunde gehen. Das muß aber bald geschehen,  
sonst ist meine Anschauung, daß dem 
Kaiser kein Erbe mehr auf den Thron folgen wird. 
 
Landeshauptmann: Ich muß die letzte Bemerkung 
des Herrn Redners rügen, weil ich es 
nicht zulassen kann, die Allerhöchste Person in die 
Debatte zu ziehen. 
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Dr. Peer: Hohes Haus! Wenn ich in dieser 
Angelegenheit auch das Wort ergreife, so geschieht 
das, um meine Zustimmung zu vielem, was ich 
hier gehört habe, zum Ausdruck zu bringen und 
ich will auch gleich betonen, daß ich für den vorliegenden 
Antrag stimmen werde, weil mir derselbe 
und die dafür vorgebrachten Gründe zusagen. 
Ich habe aber noch einen anderen Anlaß. Der 
sehr geehrte Herr Abg. Ölz hat kurz zuvor in 
seinen Ausführungen wohl nur zur Begründung 



der Schwäche der gegenwärtigen Regierung darauf 
hingewiesen, daß sie ein reichsfeindliches Treiben 
der k. k. Beamten und Professoren im Lande dulde. 
Hätte der Herr Abg. Ölz diese Erwähnung vielleicht 
in dem Sinne als Motivierung des vorliegenden 
Antrages gebraucht, daß vielleicht gerade 
deswegen, weit es manchem nicht mehr gefällt, 
die bedauerliche Tatsache zutage getreten sei, daß 
der eine oder der andere Beamte mit den bestehenden 
Verhältnissen nicht mehr zufrieden sei, 
so hätte ich das begreiflich gefunden. 
 
Als Abgeordneter der Stadt Feldkirch, in der 
sich die meisten Beamten befinden, halte ich mich 
aber doch für verpflichtet, hier im hohen Hause 
zu erklären, daß von dem, - und ich glaube die 
Verhältnisse in Feldkirch doch zu kennen - was 
der Herr Abg. Ölz an den k. k. Beamten und 
Professoren rügen zu sollen glaubte, in Feldkirch 
nichts zu bemerken ist. Vielleicht könnte dies 
anderswo, wo ich die Verhältnisse nicht kenne, der 
Fall sein, namens der Stadt Feldkirch aber glaube 
ich diese Beschuldigung der k. k. Beamtenschaft 
entschieden zurückweisen zu müssen. 
 
Regierungsvertreter: Hohes Haus! Ich habe 
allerdings vorhin erklärt, daß ich zu den sachlichen 
Auseinandersetzungen über die Heeresangelegenheiten 
und die Lage mich auf die vorgebrachten 
Bemerkungen beschränken müsse, keineswegs 
aber habe ich gesagt, daß ich zu unsachlichen 
Ausführungen, die nicht dahin gehören, nicht 
Stellung nehmen werde. - Die schweren Vorwürfe, 
 welche der k. k. Beamtenschaft von einem 
Redner soeben gemacht wurden, ohne Nennung des 
Namens, ohne Angabe des Ortes, ohne Bezeichnung 
der Branche, kann ich nicht ohne Widerspruch 
hinnehmen. - 
 
Ich diene über 20 Jahre speziell in den zunächst 
genannten Alpenländern, in Tirol und Vorarlberg, 
 und man wird mir zugeben müssen, daß 
ich in dieser Zeit eine große Anzahl Beamter im 
Dienste kennen gelernt habe. Es ist möglich, daß 
der Eine oder der Andere divergierende Anschauungen 
über diese oder jene politische Einrichtungen oder 
Gestaltungen besitzt; aber so wie ich diese Beamtenschaft 
kenne, dürfte sich wohl keiner darunter 
befinden, der damit umginge, seinen dem Kaiser 
geleisteten Eid zu brechen. Wären die Verhältnisse 
unter der Beamtenschaft so, wie der Herr 
Abgeordnete Ölz sie geschildert, wäre die Großzahl 
der Beamten so, wie er behauptet, so kann 
ich Sie meine Herren versichern, daß ich nicht 
einen Augenblick zögern würde, bei Sr. Majestät 
um meine Entlassung einzukommen. 
 
Dr. Schneider: Ich möchte auch bemerken, 
daß ich mit dem vorliegenden Antrage selbstverständlich  
einverstanden bin, und ich kann sagen, 



daß sich auch die Bevölkerung von Bregenz dazu 
einverstanden erklären wird. Es ist bereits im 
Stadtrate eine entsprechende Entschließung gefaßt 
worden, eine Sitzung der Stadtvertretung hat in 
letzter Zeit nicht stattfinden können. Ich glaube, 
es wird die Bevölkerung eine solche Stellungnahme 
nur mit Freuden begrüßen und sich einverstanden 
erklären. Was mich veranlaßt hat, das Wort zu 
nehmen, sind einige Äußerungen des Herrn Abg. 
Ölz. Es ist gewiß richtig, daß der Ausgleich, 
der mit Ungarn geschlossen worden ist, jedenfalls 
für uns und wohl auch für den österreichischen 
Staat ein schlechter ist. Ich will nur darauf 
hinweisen, daß bis jetzt Ungarn in militärischen 
Fragen stets selbständig gehandelt hat und selbständig 
seine militärischen Forderungen aufgestellt 
hat. Es ist selbstverständlich, daß Ungarn darin 
weitergehen wird und schon geht, und es kann 
wohl derjenige, der die Verhältnisse kennt, sich 
nicht der Ansicht verschließen, daß Ungarn seit 
dem Jahre 1868 bestrebt ist, sich selbständig zu 
machen und sich von Österreich unabhängig zu 
machen. Das ist von der österreichischen Bevölkerung 
auch erkannt worden. Ich bitte Sie, 
sich nur zu erinnern, daß in der letzten Zeit nicht 
nur von politischen Korporationen sondern auch 
von einer großen Interessentengruppe, die ein  
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lebhaftes Interesse daran hat, in welcher Form sich 
die österreichische Monarchie zusammensetzt, erklärt 
worden ist, eine Trennung wäre ihnen bei weitem 
lieber als das ewige Zwischenspiel und die damit 
verbundene Unsicherheit, wobei man nie wisse, 
was geschehen wird. Und gerade von dieser 
Interessentengruppe ist gefordert und aufmerksam 
gemacht worden, man möchte alle Vorbereitungen 
treffen, falls uns Ungarn zur Trennung zwingt, 
damit wir eventuell unser Haus selbst bestellen 
und umso entsprechender hinsichtlich unserer Produktionsarten, 
 wegen der Zölle u. s. w. eingerichtet 
sind. Das ist das, was sich bis jetzt voraussehen 
läßt und was bei der Haltung der 
Regierung der wahrscheinliche Ausgang sein wird. 
Wie sich die Sache gestaltet hätte, wenn man im 
Jahre 1868 die Landtage autonom gemacht hätte, 
wissen wir nicht, es kann leicht die Vermutung 
ausgesprochen werden, es würde besser geworden 
sein, doch ich will auf diese Frage nicht weiter 
eingehen. 
 
Es ist gar kein Zweifel, daß in Österreich 
die nationale Frage alle Nationen und die Deutschen 
zuletzt veranlaßt hat, ihr Hans selbst zu bestellen. 
Nachdem alle Völker Österreichs sich unter die 
nationale Fahne zusammengeschart haben, sind 
selbstverständlich die Deutschen auch dazu gekommen, 



den nationalen Standpunkt zu vertreten. Wenn 
gerade die Regierung den anderen Nationen hilft, 
sich auf ihren eigenen Standpunkt zu stellen, so 
ist es unsere Pflicht und Schuldigkeit, sich unserer 
eigenen Nation auch zu erinnern und auf den 
nationalen Standpunkt zu stellen. Diesen Standpunkt 
halte ich für berechtigt und notwendig, daß 
sich die Deutschen Österreichs zusammenscharen 
und ihre eigenen Interessen in den Vordergrund 
stellen. Wenn der Regierung nichts daran liegt, 
daß die Nationen zusammenkommen und wenn 
sie nur den fremden Nationen hilft, gut, so scharen 
wir Deutsch-Österreicher uns ebenfalls unter die 
nationale Fahne und richten uns entsprechend ein. 
Selbstverständlich ist dabei nicht gesagt, daß die 
Deutschen eine Auflösung Österreichs bezwecken, 
sondern es handelt sich für sie darum, daß sie im 
großen Kampfe für alle Fälle ihr nationales Recht 
vertreten und aufrecht erhalten gegenüber den Bestrebungen 
der übrigen Nationen. Dadurch wird 
selbstverständlich die Reibung zwischen den einzelnen 
 
Nationen verstärkt, aber nicht durch die Schuld 
der Deutschen und nicht durch die der Deutschnationalen. 
 
 
Es ist allgemein der Vorwurf gemacht worden 
gegen unsere Beamten Vorarlbergs, als ob sie 
unter sich eine große Schar von Vaterlandverrätern 
hätten. Nachdem schon eine Stadt genannt 
worden ist und Herr Abg. Dr. Peer gesagt hat, 
daß er unter der Beamtenschaft von Feldkirch 
keinen kenne, der unter die Vaterlandverräter gezählt 
werden könnte, so muß auch ich als Vertreter 
der Stadt Bregenz erklären, daß ich nicht 
glaube, daß die Beamtenschaft von Bregenz als 
Vaterlandsverräter gebrandmarkt werden könnte. 
 
Wie weiter die Lösung unserer staatlichen 
Zustände gegen bisher geschehen soll, glaube ich, 
ist es schwer zu sagen, ob mit dem Absolutismus 
das richtige erreicht würde. Es ist zum mindesten 
sehr fraglich. Denn man hat in Österreich mit 
dem Absolutismus solche Erfahrungen gemacht, 
daß er als keine zweckentsprechende Regierungsform 
angesehen werden konnte. Er hat immer 
Bankerott gemacht und jedesmal, wenn Österreich 
durch den Absolutismus abgewirtschaftet hatte 
und heruntergekommen war, hat man wiederum 
an die bürgerlichen Parteien appelliert. Ich 
glaube die einzig richtige und beste Regierungsform 
ist die parlamentarische. Mit dem Absolutismus 
werden wir nicht weiter kommen. 
 
Htz: Ich habe mich wie es scheint, zuerst 
gegen drei Herren zu wenden, gegen den Herrn 
Regierungsvertreter und die beiden Herren Doktoren 
der Rechte da drüben. Nun die Herren haben 
ja Recht von ihrem Standpunkte aus, daß sie 
die Herren Beamten in Schutz nehmen. Sicher 



ist, daß die Herren trotz ihrer Erklärungen die 
Verhältnisse so gut kennen wie ich. Ich bitte, 
Herr Dr. Schneider, Sie werden selbst in Süd- 
mark-Versammlungen gehen, und ich bitte, schauen 
Sie die Herren dort nur att. Sie werden auch 
k. k. Beamte dort finden. 
 
Die Herren macheit ja gar kein Hehl daraus, 
daß sie nicht mehr österreichisch sind. Ich bitte, 
wenn k. k. Notare ich weiß nicht Vorstand oder 
was solcher Gruppen sind, so weiß ich nicht mehr, 
wie das ausschaut. Ich will ein Beispiel anführen, 
 daß das schon in höhere Regierungskreise 
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gedrungen ist. Der Landeshauptmann von Ober-Österreich  
Dr. Ebenhoch in Linz hat einmal zu 
einem Minister gesagt, daß es nicht mehr in 
Ordnung sei, wenn ein k. k. Beamter mit dem 
Bismarkzipfel an der Uhr Recht spricht und der Minister 
hierauf entgegnet, man könne nichts machen. Habe 
ich Recht, wenn ich mich stark ereifere oder nicht? 
Ich nehme selbstverständlich eine große Anzahl der 
Beamtenschaft aus, aber es gibt viele solche Elemente, 
 und sie wachsen tagtäglich mehr aus unseren 
Hochschulen hervor. Mir hat unlängst ein k. k. Beamter 
selbst gesagt: "Heute ist wieder so ein irredentistischer 
Lump gekommen." Das hat ein gut 
österreichischer Beamter selbst gesagt. Der Mann 
war entrüstet über ein solches Vorgehen und dies 
mit Recht. Die österreichisch gesinnten Beamten 
fühlen das Dienen neben solchen Leuten als eine 
Beleidigung. Der Beleidigung dieser k. k. österreichischen 
Beamten wollte ich hier im Hause auch 
Ausdruck geben. Daß die Nationalen sich nicht 
einigen sollen, wie Herr Dr. Schneider angeführt 
hat, habe ich nicht gesagt. Das ist mir Recht, 
daß die Deutschen in Österreich erwacht sind, damit 
bin ich vollkommen einverstanden, nur verlange ich 
von den Deutschen in Österreich, daß sie deutsche 
Österreicher bleiben und nicht Reichsdeutsche 
werden, wie die Stalldeutschen irgendwo letzthin 
wieder beschlossen haben - ich könnte den Beschluß 
vorlesen, aber es ist nicht notwendig -. Was 
ferner den Absolutismus anbelangt, so habe ich 
nicht gesagt, daß der Absolutismus ein bleibender 
sein solle, ich habe nur gesprochen von einem 
Übergang. Es wäre jetzt schwer, wenn es gar 
nicht mehr geht, zu sagen, was dann geschehen 
soll. Und etwas muß geschehen, wenn Österreich 
erhalten bleiben soll. Ich habe natürlich nur die 
Mittel angegeben, die zum Ziele führen könnten. 
Wenn es nicht mehr geht, dann habe ich mir gedacht, 
 solle nur eine Zeit lang Absolutismus 
herrschen, bis wieder geordnete Verhältnisse eingetreten 
sind. Ich habe es also nicht in dem Sinne 
gemeint, wie es der Herr Doktor vorhin ausgelegt 



hat, als ob der Absolutismus allgemein dauernd 
eingeführt werden sollte. Ich glaube, ich würde 
mich etwas fürchten davor, wie Herr Dr. Schneider. 
Es wäre nicht mehr so angenehm, wenn so viele 
Gendarmen-Seelen herumgingen. Da stelle ich 
mich auf denselben Standpunkt. Sonst ist meinen 
 
Ausführungen im Allgemeinen nichts entgegnet 
worden, und ich habe weiter keine Bemerkung zu 
machen. 
 
Landeshauptmann: Ich muß nur bemerken, 
es könnte mir vielleicht der Vorwurf gemacht 
werden, daß ich den Herrn Redner betreffs seiner 
Äußerungen nicht früher unterbrochen habe. Ich 
habe seine Worte nur so aufgefaßt, daß er nicht 
die Beamtenschaft als solche angegriffen hat, das 
hätte ich niemals geduldet. Wie ich ihn verstand, 
hat der Herr Abg. Ölz nur einzelne Auswüchse 
unter der Beamtenschaft hervorgehoben, weshalb 
ein Grund zum Einschreiten meinerseits nicht vorlag. 
 
Regierungsvertreter: Ich möchte nur den 
Herrn Abg. Ölz um eine Auskunft ersuchen. Wenn 
ich recht verstanden habe, hat er vorhin den Satz 
einstießen lassen, "er habe deshalb der Beleidigung 
der Beamtenschaft Ausdruck geben wollen 
Der Herr Abgeordnete hat sich wohl nur versprochen, 
 vielleicht aber habe ich im Zusammenhange 
der Worte das negative Wörtchen überhört. 
Wenn Herr Ölz die Güte haben wollte, den Satz 
richtig zu stellen, wäre ich ihm sehr verbunden. 
 
Ölz: Ich verstehe nicht recht, was Herr Regierungsvertreter 
wünschen. 
 
Regierungsvertreter: Ich möchte nur wissen, 
ob es Ihre Absicht war, die Beamtenschaft zu 
beleidigen oder nicht. 
 
Ölz: Meine Absicht war nur, zu konstatieren, 
daß es in Österreich eine große Anzahl von 
Beamten gibt, die nicht mehr österreichisch gesinnt 
sind. Das habe ich wollen. Das habe ich als 
Volksvertreter für meine Pflicht gehalten, einmal 
zu konstatieren, weil man das im Volke draußen 
oft hören muß. 
 
Landeshauptmann: Der Herr Regierungsvertreter 
hat die Frage gestellt, und dieselbe wäre 
damit beantwortet, daß der Herr Redner nicht die 
Beamtenschaft als solche hat angreifen wollen. 
 
Ölz: Das ist ja dadurch geschehen, daß ich 
gesagt habe, ich wollte nicht die Beamtenschaft im 
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allgemeinen beschuldigten. Es wäre dies ja eine 
ungerechte Beleidigung, wenn ich österreichisch 
gesinnte Leute auch angreifen wollte- Das kann 
nicht vom allgemeinen Standpunkt gesagt werden. 
 
Landeshauptmann: Wer wünscht noch weiter 
das Wort? - 
 
Dr. von Preu: Herr Ölz hat unter anderen, 
meinen Stand, beziehungsweise ein Mitglied meines 
Standes auch solcher Gesinnung geziehen, wie 
einen großen Teil der Beamtenschaft. Ich glaube 
kaum, daß dies zutreffend sein kann. Soweit ich 
mit meinen Kollegen in Berührung komme, habe 
ich nie eine solche Gesinnung bei irgendeinem 
meiner Kollegen wahrgenommen. Es mag sein, 
daß sie national denken, aber von einer Abneigung 
gegen das Vaterland und von einer vaterlandsverräterischen 
Gesinnung kann bei meinen Kollegen 
gewiß nicht die Rede sein. Außerdem möchte ich 
auch bezüglich der Beamtenschaft von Bludenz das 
gleiche sagen, was schon die beiden Herren Vorredner 
von Feldkirch und Bregenz gesagt haben. 
Im übrigen habe ich nichts mehr zu bemerken; es 
sollte das weitere von Herrn Ölz Ausgeführte 
auch nicht Gegenstand unserer heutigen Verhandlung 
sein, da uns nicht die Kompetenz dafür zusteht, 
 uns über die politische Gestaltung im Reiche 
weiter auszulassen. 
 
Dr. Walket: Ich bin zwar nicht Abgeordneter 
von Dornbirn, aber als Bürgermeister davon 
interessiert es mich, doch zu erfahren, ob der Herr 
Abg. Ölz einen der Beamten von Dornbirn oder 
Lehrpersonen an den Schulen bei seinen Anschuldigungen 
im Auge gehabt hat. 
 
Htz: Ich kann dem Herrn Dr. Waibel nur 
erklären, daß ich das, was ich vorgebracht habe, 
ganz allgemein gesagt habe. Der Herr Abg. 
Dr. Waibel kann sich seine Beamten in Dornbirn 
selber studieren, wenn er will. (Rufe: "Sehr richtig.") 
 
Dr. Waibel: Das ist eine ganz perfide, feige 
Antwort. Ich muß konstatieren, daß ich unter 
den Beamten, Lehrern und Professoren von Dornbirn 
keinen kenne, der den Vorwurf eines Vaterlandsverräters 
verdienen würde. 
 
Dr. Schneider: Hohes Haus! Ich möchte nur 
kurz bemerken, daß ich persönlich Mitglied der Südmarkgruppe 
bin. Ich halte die Südmark für einen 
wichtigen und durch die Natur der Verhältnisse in 
Österreich gebotenen Verein zur Abwehr gegen andere 
Nationen, damit die Deutschen nicht im Süden 
zurückgedrängt werden. Es ist ein Schutzverein, 
dessen Statuten von der k. k. Regierung genehmigt 
worden sind, was auch dem Herrn Abg. Ölz bekannt 
sein wird. Ich sehe nicht ein, daß jemand deswegen 
Vaterlandsverrat treiben soll, weit er die deutschen 



Grenzen nicht zu Ungunsten der deutschen Nation 
verschoben wissen will. Ich sehe daher in der Zugehörigkeit 
zu dem Vereine "Südmark" nicht im 
geringsten etwas, das dazu berechtigen würde, zu 
sagen, daß jemand deswegen kein guter Österreicher 
sein kann. 
 
Loser: Ich möchte nur ganz kurz bei den geehrten 
Herren der Opposition anfragen, ob ihnen 
unter allen Beamten des Landes keiner bekannt ist, 
der Mitglied eines Vereines ist, der alldeutsche Propaganda 
macht und wo vielleicht anstatt der Büste 
des Monarchen die Büste Bismarcks aufgestellt ist 
und dort der Bismarckkult getiieben wird, und ob 
ihnen nicht bekannt ist, daß einzelne Beamte oftmals, 
 wenn auch nicht so sehr im engeren Vaterlande 
Vorarlberg - weil diese Gruppe hier zu schwach 
ist - aber in anderen Kronländern mit den Ast- und 
Ostdeutschen, die übrigens jetzt daran sind, in 
ihrem eigenen Sumpfe zu ersticken, mit der Kornblume 
geschmückt, bei politischen Wahlen gemeinsame 
Sache machen, und ich möchte ferner fragen, ob 
diese all- und ostdeutsche Partei auch für eine österreichische 
Partei zu halten sei und ob diese Partei 
ein Interesse oder eine Freude am Fortbestände 
Österreichs habe. 
 
Ölz: Ich muß nur noch meinem Vorredner, 
Herrn Dr. Schneider, etwas erwidern. Wäre ich 
seiner Anschauung, so würde ich selber Mitglied der 
Südmark werden, wenn die Sache so unschuldig 
wäre. Aber fürs Erste würden mich die Herren 
wahrscheinlich nicht aufnehmen (Dr. Schneider: Zuerst 
probieren!), zweitens könnte ich es nicht vertragen, 
 wenn das Bismarcklied und "Die Wacht 
am Rhein" gesungen würde. (Abg. Dr. Waibel: 
Das macht nichts aus.) Sie wollen freilich nirgends 
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etwas dahinter finden. Aber doch, Herr Abg. 
Dr. Waibel, wenn Sie aufrichtig sind, müssen Sie 
gestehen, es hat Ihnen selbst schon gegraut vor der 
jungen Schar, die in Dornbirn heranwächst. 
 
Thurnher: Ich beantrage Schluß der Debatte. 
 
Landeshauptmann: Der Herr Abg. Thurnher 
beantragt Schluß der Debatte. Jene Herren, 
die damit einverstanden sind, bitte ich, sich gefälligst 
von den Sitzen zu erheben. Angenommen. Vorgemerkt 
ist keiner der Herren mehr, es hat daher 
der Herr Berichterstatter das Wort. 
 
Thurnher: Die heutige Debatte über den vorliegenden 
Gegenstand hat eine ungeahnte Ausdehnung 
genommen. Ob diese mehr in die Breite oder in 
die Tiefe gegangen ist, darüber will ich kein Urteil 



fällen. Ich will mich befleißen, mich kurz zu fassen. 
In erster Linie habe ich zu den Ausführungen des 
Herrn Regierungsvertreters zu bemerken, daß ich für 
den Fall, als seine Ausführungen dahin gedeutet 
würden, als ob wir nicht kompetent wären, zu der 
vorliegenden Frage Stellung zu nehmen, ich mich 
gegen eine derartige Auslegung verwahren müßte, 
weil 8 19 der Landesordnung uns dazu ausdrücklich 
berechtigt, der lautet: (liest) "Der Landtag ist berufen 
zu beraten und Anträge zu stellen a) über 
kundgemachte allgemeine Gesetze und Einrichtungen 
bezüglich ihrer besonderen Rückwirkung auf das 
Wohl des Landes und b) auf Erlassung allgemeiner 
Gesetze und Einrichtungen, welche die Bedürfnisse 
und die Wohlfahrt des Landes erheischen." 
 
Daß gerade der in Beratung stehende Gegenstand 
und auch unser Verhältnis zu Ungarn sehr 
auf die Wohlfahrt und das Gedeihen des Landes 
rückwirken muß, ist unbestreitbar. Daher haben 
wir voll und ganz das Recht, uns darüber auszusprechen. 
 Ich glaube indessen, der Herr Regierungsvertreter 
wird seine Ausführungen in dem Sinne 
aufgefaßt haben, daß er uns nicht das Recht der 
Verhandlung absprechen wollte, sondern daß nach 
seiner Anschauung es nicht für opportun erscheine, 
daß der Landtag jetzt von dem Rechte des § 19 
Gebrauch mache. Diesbezüglich kaun man getrennter 
Anschauung sein. Wir haben die Anschauung, 
 wir seien berechtigt und verpflichtet, 
unsere Stimme- für das Interesse und Wohl des 
Landes erheben zu müssen. In sachlicher Beziehung  
ist eigentlich zum Gegenstand wenig gesprochen 
worden. Es ist mit Recht betont worden, 
was bereits auch im Berichte hervorgehoben wurde, 
daß es eine außerordentliche Bedrückung der Bevölkerung 
sei, wenn die Regierung auf ihrem 
Standpunkte verharre, und in dieser Richtung sind 
die bezüglichen Ausführungen voll und ganz zu 
würdigen. Ferner ist auch die Frage aufgeworfen 
worden, ob den Rekruten anempfohlen 
werden solle, jetzt freiwillig in den Dienst zu 
treten, oder nicht. Über diese Frage will ich mich 
nicht weiter aussprechen. Ich neige aber auch 
der Ansicht zu, daß man sich eines solchen Rates 
enthalten solle, weil doch die Folgen für die Zukunft 
nicht erkannt werden können. Aber auf zwei 
Unrichtigkeiten, welche der Herr Abg. Ölz vorgebracht 
hat, muß ich aufmerksam machen. Herr 
Abg. Ölz hat gemeint, es könnte eintreffen, daß, 
wenn jetzt sich einer meldet und zur Kompagnie 
einrückt, er in eine andere Klasse einberufen 
würde - sagen wir, wenn er sonst zur Landwehr 
käme, daß er jetzt zum stehenden Heere eingereiht 
würde - oder statt zur Ersatzreserve iit 
die Landwehr. Dieses Bedenken ist nach meiner 
Ansicht unbegründet. Es wird sicher noch vor 
Ablauf des September eine genaue Liste erscheinen, 
wohin es die Stellungspflichtigen trifft. Es wird 
nur eine solche Anzahl zum k. u. k Heere eingereiht 



werden, wie sie nach dem Wehrgesetz vom 
Jahre 1889 entfällt. Daß die volle, vom Reichsrate 
bewilligte Stärke des Rekrutenkontingentes 
in diesem Jahre gefordert werde, fällt niemanden 
weder in Zisleithanien noch in Transleithanien ein. 
Zweitens ist vom Herrn Vorredner die Meinung 
geäußert worden, daß, wenn eine Anzahl Vorarlberger 
freiwillig einrücken, dafür vielleicht eben 
soviel Polen entlassen werden. Auch das ist nicht 
richtig. Es werden Truppen desselben Regimentes 
vielleicht auch des gleichen Bataillons entlassen; 
zwar werden es wohl nicht lauter Vorarlberger sein. 
aber es werden doch Angehörige des Kaiserjägerregiments 
sein, somit Tiroler oder Vorarlberger. 
Der Herr Abg. Loser hat gemeint, er würde dem 
Bericht auch dann zugestimmt haben, wenn er 
schärfer gelautet hätte. Ich glaube, sachlich sei 
alles Notwendige im Berichte berührt, nur vielleicht 
nicht, ich möchte sagen: mit der allergrößten 
Schärfe, sondern in objektiver Weise. 
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Scharf dreinzufahren kann allenfalls in anderer 
Weise, z. B. in einer Rede geschehen. Der Berichterstatter 
hat den Bericht so zu verfassen, daß alle 
Mitglieder des Ausschusses ihm zustimmen können 
und wahrscheinlich zustimmen müssen. Der Berichterstatter 
kann in einer gesonderten Rede das vor- 
bringe>, was ihm noch zweckmäßig erscheint, während 
der Bericht nicht die Anschauung des Referenten 
allein, sondern den Ausdruck des betreffenden Ausschusses 
darstellt. Ich hätte in den Bericht noch 
manches einstießen lassen können über unsere Verhältnisse. 
 Ich hätte noch eingehender darauf hinweisen 
können, wie auch das Heer unter der Verfügung 
der Heeresverwaltung leidet, wie durch diese 
Verfügung die Unzufriedenheit des Heeres erweckt 
wird und seine Ausbildung und seine Stärke Schaden 
erleidet, wenn nicht für den Nachwuchs gesorgt wird 
und wenn dieser Nachwuchs nur teilweise kommt. 
Das hätte noch weit und breit im Berichte ausgeführt 
werden können, aber ich habe geglaubt, daß 
inhaltlich wenigstens alle Momente in Kürze berührt 
worden seien. Es ist in längerer Auseinandersetzung 
auch das Verhältnis mit Ungarn erwähnt 
worden. In dieser Beziehung muß ich schon gestehen, 
 daß unser Verhältnis zu Ungarn, wie es 
nach dem siebenundsechziger Ausgleich geschaffen 
wurde, ein unglückliches war und noch ist. Die 
Wirren, welche daraus entstanden, sind von überaus 
schlimmen Folgen für das Reich gewesen. Gerade 
die Wirren im Reichsrate sind durch unser Verhältnis 
zu Ungarn hervorgerufen worden. Badeni 
sollte im Jahre 1897 einen neuen Ausgleich mit 
Ungarn schaffen, und da hat er sich eine Mehrheit für 
diesen Ausgleich durch die unglückseligen Sprachenverordnungen 
erkaufen wollen. Wäre dies damals 



nicht geschehen, wären diese Wirren im Reichsrate 
nicht heraufbeschworen worden. Ferner muß ich 
bemerken, daß ich mit den Ausführungen des Herrn 
Abg. Ölz betreffend den Absolutismus nicht einverstanden 
bin, sondern ich glaube, daß der Konstitutionalismus, 
 wenn er auch auf schwachen Füßen 
steht, immer noch besser ist als der Absolutismus. 
In Cisleithanien hätte bezüglich der Wirren im 
Reichsrat leicht Abhilfe geschafft werden können, 
wenn man vor eiwa sechs Jahren im Wege und 
mit der einmaligen Anwendung des § 14 die Geschäftsordnung 
entsprechend geändert hätte. Damals 
würde es gegangen sein; jetzt wird es ohne größere 
 
Kämpfe nicht mehr möglich sein. Endlich muß ich 
noch auf einige Ausführungen der Debatte hinweisen, 
wie sich Vorarlberg zum Verhältnisse Österreichs zu 
Ungarn stellt. Wir Vorarlberger wünschen ein 
starkes, mächtiges und kräftiges Österreich. Der 
Dualismus, wie er sich seit dem Jahre 1867 ausgestaltet 
hat, bietet keine genügende Grundlage, 
damit Österreich auch in Zukunft stark und mächtig 
bleibe und seiner Aufgabe als Friedensstaat und 
der Versöhnung der Nationen entspreche. Um dieser 
Aufgabe gerecht zu werden, soll nicht eine Trennung 
zwischen Österreich und Ungarn erfolgen, wie von 
einzelnen Rednern angedeutet wurde. Wir Vorarlberger 
wollen keine Trennung, sondern nur, daß 
eine festere Zusammenschließung beider Länder erfolge, 
 daß ein derartiges Verhältnis zwischen Österreich 
und Ungarn geschaffen würde, das ausdauernder 
Grundlage beruht und nicht gleichsam auf Kündigung, 
nur auf eine kurze Frist bestehe, sondern bleibend 
und unantastbar sei. Auf dieses wollen wir hinarbeiten, 
 nicht aber auf eine Trennung, denn wir 
brauchen ein starkes und mächtiges Österreich. Zum 
vorliegenden Gegenstand selbst habe ich weiter nichts 
zu bemerken und ich möchte das hohe Haus auch 
nicht weiter ermüden. Die Debatte hat lange genug 
gedauert. Ich wiederhole daher nur noch meine 
ursprüngliche Bitte, das hohe Haus möge dem vorliegenden 
Antrage des volkswirtschaftlichen Ausschusses 
zustimmen. 
 
Landeshauptmann: Bevor wir zur Abstimmung 
schreiten, möchte ich noch bemerken, daß 
ich in Anbetracht der Wichtigkeit dieses Gegenstandes 
mein mir zukommendes Recht, au der Abstimmung 
teilzunehmen, diesmal auch ausüben 
werde und gestatte mir ganz wenige Bemerkungen, 
um meine Abstimmung zu motivieren. Wie im 
Berichte schon hervorgehoben wurde, ist im volkswirtschaftlichen 
Ausschusse vereinzelt die Anschauung 
zu Tage getreten, daß die Einberufung des Reichsrates 
für den jetzigen Moment fruchtlos sei und 
daß die Regierung in anderer Weise für die 
Eliminierung der Klausel des § 2 sorgen solle. 
Ich bin nicht gewohnt, mit meiner Anschauung 
hinter dem Berge zu halten und will öffentlich 
sagen, daß auch ich dieser vereinzelten Anschauung 
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arbeitsfähig sein werde, und daher das Ziel der Befreiung 
der Drittjährigen am Ende nicht erreicht 
werden könnte und daß infolgedessen die Zeit verstreicht, 
 bis zu welcher die Entlassung der Dreijährigen 
erfolgen müßte. Ich bin nämlich der 
Anschauung, daß selbst, wenn es gelingen sollte, 
obwohl das auch bei der bald bei dieser, bald bei 
jener Partei einsetzenden Obstruktion zweifelhaft 
ist, die für die Abschaffung dieses Gesetzes nötige 
Majorität zu erhalten, ich die Befürchtung hege, 
daß der einberufene Reichsrat in einer Glühhitze 
zusammentritt und die Kluft mit Ungarn, welche 
jetzt schon eine große ist, zu einer unüberbrückbaren 
machen könnte. Nachdem aber im Berichte selbst 
schon ausgesprochen wurde, daß, wenn es nicht 
gelingen sollte, auf gesetzlichem Wege, verfassungsmäßig, 
 also bald nach Einberufung des Reichsrates, 
 diese von uns Allen auf das Tiefste beklagten 
Zustände wegen der Zurückbehaltung der 
Dreijährigen zu sanieren, dies auf anderem Wege 
geschehen möge, kann ich somit für den Gesamt- 
 
Antrag meine Stimme abgeben, während ich 
sonst genötigt gewesen wäre, die Abstimmung getrennt 
vorzunehmen, um für den ersten Teil zu 
stimmen, für den zweiten nicht. Ich bitte also, 
jene. Herren, nachdem von keiner Seite eine 
Trennung verlangt wird, die mit dem Antrage, 
den ich nochmals verlesen werde (liest denselben), 
einverstanden sind, sich gefälligst von ihren Sitzen 
zu erheben. Ich konstatiere, daß dieser Antrag 
einstimmig zum Beschlusse erhoben worden ist. 
 
Somit wäre unsere heutige Tagesordnung 
erschöpft. Ich habe dem hohen Hause noch mitzuteilen, 
 daß der Finanzausschuß sich heute nachmittags 
4 Uhr zu einer Sitzung versammeln wird. 
Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten 
Sitzung bin ich heute noch nicht im Stande bekannt 
zu geben und werde das den Herrn auf 
schriftlichem Wege übermitteln. Die heutige Sitzung 
ist geschlossen. 
 
(Schluß der Sitzung 1 Uhr 5 Minuten nachmittags.) 
 
 
 
Druck v. J. N. Teutsch, Bregenz. 



Jorarlßerger Landtag.
9. Sitzung

am 14. September 1903
unter dem Vorsitze des Herrn Landeshauptmannes Adolf Rhomberg.

-------------HH------------

Gegenwärtig 21 Abgeordnete. — Abwesend die Kerren: Kochwst. Bischof Dr. Zobt, 
Johann Köhler und Jos. Ant. Kirschbüht.

Regierungsvertveter:
Herr k. k. Htatlhaltoreirat Levin Graf Schaffgotfch.

Beginn der Sitzung 11 Uhr 10 Minuten vormittags.

Landeshauptmann: Ich erkläre die heutige 
Sitzung für eröffnet und ersuche um Verlesung des 
Protokolles der letzten Sitzung.

(Sekretär verliest dasselbe.)
Wird von irgend einer Seite gegen die Fassung 

des Protokolles eine Einwendung erhoben? —
Da dies nicht der Fall ist, betrachte ich das­

selbe für genehmigt.
Es sind mir zwei Einlaufstücke zugekomnien. 

Das eine ist eine neuerliche Petition der Gemeinde 
Doren. Diese bittet nämlich für den Fall, daß 
die Straße Doren-Sulzberg nicht sobald zustande- 
kommen sollte, um einen Beitrag zu den Erstellungs­

kosten der sogenannten Schnoran-Straße, welche 
von Kirchdorf-Doren zur Küsereischule hinüber führt, 
und für welche ein Projekt bereits ausgearbeitet ist. 
Überreicht ist diese Petition durch den Herrn Abg. 
Jodok Fink. Desgleichen ist eine sehr detaillierte 
und eingehende Petition der Gemeinde Fußach in 
Angelegenheit der dortigen, bereits seit mehreren 
Jahren schwebenden Trinkwasserkalamität eingelaufen. 
Es wurde schon am 10. Juli 1901 ein Gesuch der 
Gemeinde Fußach in Angelegenheit der Trink- und 
Nutzwafferversorgung an die k. k. Statthalterei 
seitens des Landes-Ausschusses unterm 11. August 
1901 wärmstens befürwortet. Nachdem nun eine
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ganz ungenügende Erledigung eingetroffen ist, welche 
die Gemeinde Fußach in keiner Weise befriedigen 
kann, und welche es derselben nicht ermöglicht, die 
Trink- und Nutzwasserversorgung durchzuführen, 
ersucht dieselbe neuerlich um eine Unterstützung und 
eine Vorstellung bei der k. k. Regierung. Eingebracht 
ist diese Petition durch Herrn Abg. Dr. Schneider.

Ich glaube, wir könnten beide Gegenstände in 
kurzem Wege dem landwirtschaftlichen Ausschusse 
zuweisen. Wird dagegen eine Einwendung erhoben?

Es ist dies nicht der Fall.
Desgleichen habe ich dem hohen Hause die Mit­

teilung zu machen, daß bezüglich der bei ver­
schiedenen Besprechungen des jährlich vorliegenden 
Rechenschaftsberichtes des Landes-Ausschusses von 
Herrn Abg. Dr. Waibel urgierten baldigen Heraus­
gabe eines Generalindexes zum Landes-Gesetz- und 
Verordnungsblatts in diesem Sinne seitens des 
Landes Ausschusses bei best. k. Statthalterei wieder­
holt vorgesprochen wurde. Nach langer Zeit ist 
nun endlich am 5. September l.J. eine Erledigung 
eingetroffen, worin mitgeteilt wird, daß der General- 
index zum Landes-Gesetz- und Verordnungsblatte 
vom Jahre 1866 bis 1900 vollständig fertiggestellt 
und der Wagnerischen Universitätsbuchhandlung zum 
Vertriebe im Kommissionswege übergeben wurde. 
Somit ist diese Angelegenheit in günstiger Weise 
erledigt.

Herr Abg. Köhler hat sich für die heutige 
Sitzung entschuldigen lassen, Herr Abg. Dr. Waibel 
hat vor Übergang zur Tagesordnung um das Wort 
gebeten, welches ich ihm hiemit erteile.

Dr. Waiöek: Hohes Haus! Es ist dem Land­
tage bei seinem Zusammentritte ein umfangreiches 
Gesetz vorgelegt worden, nämlich das Jagdgesetz. 
Es scheint dieses die Bestimmung zu haben, an 
Stelle des seit dem Jahre 1895 in Geltung stehen­
den Jagdgesetzes zu treten; es wäre aber meines 
Erachtens doch für alle diejenigen, welche an den 
Verhandlungen bezüglich dieses Gesetzes teilnahmen, 
von Jntereffe, zu erfahren, was den Landes-Ausschuß 
veranlaßt hat, diese Vorlage zu machen und vom 
bestehenden Gesetze abzugehen, die Motive und die 
Erfahrungen kennen zu lernen, die den Landes- 
Ausschuß bewogen haben, das Gesetz für untauglich 
zu erklären; es pflegt ja bei allen größeren Arbeiten 
und Gesetzesvorschlägen ein Motivenbericht voran-

geschickt zu werden. Als wir im Jahre 1892 das 
bestehende Gesetz in Verhandlung hatten, wurden 
dem Entwürfe zwei Motivenberichte, ein Hauptbericht 
und ein Nachtragsbericht, beigegeben. Ich glaube, 
im Interesse aller zu handeln, wenn ich an den 
Herrn Landeshauptmann die Bitte richte, es möchte 
diesem Gesetzentwürfe noch nachträglich ein solcher 
Motivenbericht beigegeben werden.

Landeshauptmann: Ich werde diese An­
gelegenheit mit dem Herrn Referenten Abg. Jodok 
Fink besprechen und dann das Weitere veranlassen.

Wir kommen nun zur Tagesordnung. Auf der­
selben steht als erster Punkt Note der k.k.Statt­
halterei wegen Übernahme uneinbring­
licher Verpflegskosten von in türkischen 
Privatspitälern untergebrachten Vor- 
arlbergern auf den Landesfond. Ich er­
suche um einen Antrag betreffs der formellen Be­
handlung dieses Gegenstandes.

Jodok Aink: Ich beantrage, daß dieser 
Gegenstand dem Finanzausschüsse zur Vorberatung 
und Berichterstattung zugewiesen werde.

Landeshauptmann: Wird gegen die Zu­
weisung dieses Gegenstandes an den Finanzausschuß 
eine Einwendung erhoben?

Es ist dies nicht der Fall, somit wird die Zu­
weisung in diesem Sinne erfolgen.

Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist 
der Bericht des Landes-Ausschusses über 
den Gesetzentwurf betreffend den Schutz 
des Edelweiß. Referent ist in dieser Angelegen­
heit der Herr Abg. Turnher, ich ersuche denselben, 
das Wort zu ergreifen.

Khurnher: In § 1 des im vorigen Jahre 
angenommenen Gesetzentwurfes betreffend den Schutz 
der Edelweißpflanze wurde der Schutz auf die wild­
wachsenden Pflanzen eingeschränkt, um den Verkehr 
mit den im Wege der Gartenkultur gezogenen 
Edelweißpflanzen nicht auszuschließen, sondern den­
selben zu ermöglichen. Nun hat die Regierung 
mit Recht auf den Mangel einer Bestimmung im 
Gesetze bezüglich der Kontrolle der Provenienz der 
künstlich gezogenen Pflanzen aufmerksam gemacht. 
Es hätte zwar für die Regierung einen Ausweg
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gegeben, das Gesetz dennoch der Sanktion zuzu­
führen, sie hätte nämlich für diese Fälle die 
Kontrolle im Verordnungswege den k. k. Bezirks­
hauptmannschaften übertragen können. Den Besitzern 
von Anlagen für künstliche Züchtung wäre aber 
dadurch eine bedeutende Erschwerung des Verkaufes 
der Edelweißpflanzen verursacht worden. Es erscheint 
angemessener, daß die Provenienzkontrolle den 
Gemeinden überwiesen werde, und das kann nach 
Anschauung der Regierung nur durch ein Gesetz 
geschehen, weil sie meint, die Gemeinden klagen 
ohnedies genug, daß ihnen so viele Arbeiten auf­
gebürdet werden, weshalb die Regierung eine solche 
Übertragung nicht im Verordnungswege, sondern 
durch ein Gesetz festgestellt missen will. Der Gesetz­
entwurf wurde daher gleichsam mit unserem Ein­
verständnisse der Sanktion nicht zugeführt, um 
diese Lücke auszufüllen. Dies ist nun geschehen, 
und ich erhebe namens des Landes - Ausschusses 
den Antrag:

(Liest denselben aus Beilage XXVI.)
Ich ersuche, in die Spezialdebatte einzugehen 

und das Gesetz in dem vom Landes - Ausschusse 
vorgeschlagenen Wortlaute anzunehmen.

Landeshauptmann: Ich eröffne über den 
Gesetzentwurf und den Bericht die Generaldebatte.

Dr. Schneider: Hohes Haus! Ich kann Sie 
versichern, daß dieser Gesetzentwurf in alpinen 
Kreisen mit Freude begrüßt wird. Das Edelweiß 
ist zwar gewiß nicht eine der schönsten und wohl­
riechendsten Pflanzen, es ist aber eine der gesuchtesten 
Pflanzen, eine Pflanze, die als Symbol des 
Alpinismus gilt. Sie werden beobachtet haben, 
wie in den Alpengegenden derjenige, der das Edel­
weiß selbst gepflückt hat, dasselbe auf dem Hute 
trägt, erinnert es doch an eine alpine Arbeit, welche 
geleistet worden ist. Es würde in alpinen Kreisen 
gewiß sehr bedauert werden, wenn das Edelweiß 
ganz verschwinden würde. Diese Gefahr ist jetzt 
vorhanden. Es ist zur Genüge bekannt, in welch 
ausgiebigem Maße dem Edelweiß gegenwärtig 
nachgestellt wird und zwar umsomehr, als in Tirol 
bekanntlich ein Edelweißschutzgesetz besteht. Auch 
die Schweizer haben sich veranlaßt gesehen, Gesetze 
und Verordnungen zum Schutze des Edelweißes zu 
erlassen, so daß man mit Berechtigung sagen kann,

es sei die dringende Notwendigkeit vorhanden, dieser 
alpinen Pflanze Schutz angedeihen zu lassen, wenn 
sie nicht vollkommen verschwinden soll. Durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf sind auch die Interessen 
der Handclsgärinerei vollkommen geschützt, denn 
auch im Interesse dieser ist es gelegen, daß das 
Edelweiß nicht ganz verschwinde, denn wenn es auf 
den Höhen verschwindet, verliert es überhaupt den 
Wert. Es hat seinen Wert als Symbol der 
Alpinistik und wird getragen als Zeichen der 
geleisteten alpinen Arbeit. Freilich, wenn es gekauft 
wird, ist in Wirklichkeit eine alpine Arbeit nicht 
geleistet worden, aber den Wert hat es daher, daß 
es als Siegeszeichen von den Höhen herunter­
gebracht wurde. Dadurch, daß beim Verkaufe des 
Edelweiß auch die Provenienz nachgewiesen werden 
muß, was seitens der Handesgärtner leicht geschehen 
kann, ist auch das Interesse dieser gewahrt. Ich 
möchte also im Interesse der Alpinistik dem hohen 
Hause die Annahme des Gesetzes empfehlen.

Landeshauptmann: Wer wünscht noch das 
Wort? —

Da sich niemand mehr meldet, ist die Debatte 
geschlossen; der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Wurnher: Ich möchte zu den Ausführungen 
des geehrten Herrn Vorredners nur bemerken, daß 
die Begründung dieses Gesetzentwurfes bereits im 
vorjährigen Berichte des Landes-Ausschusses und 
des volkswirtschaftlichen Ausschusses enthalten ist, 
und deshalb wurde dieselbe im heurigen Berichte 
nicht mehr wiederholt. Im übrigen schließe ich 
mich dessen Ausführungen vollinhaltlich an.

Landeshauptmann: Wir gehen nun zur 
Spezialdebatte über. Ich glaube, es könnte genügen, 
daß die einzelnen Paragraphen nur angerufen 
werden, wenn dann gegen dieselben keine Einwendung 
erhoben wird, könnte ich sie als angenommen 
erklären.

Wnrnher: § 1. —

Landeshauptmann: Angenommen. 

Jhurnher: § 2. —

Landeshauptmann: Angenommen.
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Thurnher: § 3. —

Landeshauptmann: Angenommen.

Thurnher: § 4. —

Landeshauptmann: Angenommen.

Thurnher: § 5. —

Landeshauptmann: Angenommen. 

Thurnher: § 6. —

Landeshauptmann: Angenommen.

Thurnher: (Liest Titel und Eingang des 
Gesetzes aus Beil. XXVI A.)

Landeshauptmann: Wird gegen Titel und 
Eingang des Gesetzes eine Einwendung erhoben? —

Da dies nicht der Fall ist, betrachte ich die­
selben als angenommen.

Thurnher: Ich beantrage die Vornahme der 
dritten Lesung in der heutigen Sitzung.

Landeshauptmann: Wird gegen den Antrag 
auf sofortige Vornahme der dritten Lesung des 
Gesetzes eine Einwendung erhoben? —

Es ist dies nicht der Fall, ich ersuche daher 
jene Herren, welche dem Gesetzentwürfe, wie er 
aus den Verhandlungen der ersten und zweiten 
Lesung hervorgegangen ist, auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung geben wollen, sich gefälligst von 
den Sitzen zu erheben.

Angenommen.
Wir kommen zum nächsten Gegenstand der 

Tagesordnung Bericht des Landes-Aus- 
schusses über die Erhöhung der Pension 
der Landeskanzleiassistentenswitwe Frau 
Stock er. Dieser Bericht wurde nicht gedruckt, 
sondern seinerzeit in einer Landes-Ausschußsitzung 
zur Verlesung gebracht, und ich möchte für den 
Fall, daß das hohe Haus damit einverstanden ist, 
daß dieser Gegenstand ohne Zuweisung an einen 
Ausschuß direkt verhandelt werde, um die Verlesung 
desselben durch den Herrn Referenten Thurnher

bitten. Zunächst werde ich aber die Vorfrage zur 
Sprache bringen, ob die Herren wünschen, daß 
der Gegenstand in direkte Verhandlung gezogen 
oder an einen Ausschuß verwiesen werde. Die 
Sache ist ganz einfach und durch gesetzliche 
Bestimmungen veranlaßt. Es erfolgt gegen die 
direkte Behandlung keine Einwendung, ich bitte 
daher Herrn Abg. Thurnher, den Bericht zu verlesen.

Thurnher: (verliest denselben).
Es beruht also dieser ganze Gegenstand auf einem 

mit dem ehemaligen Kanzleiaffistenten Stocker ab­
geschlossenen Dienstvertrage und bedarf daher einer 
weiteren Erörterung und Begründung nicht, da 
diese in jenem Vertrage selbst liegt. Ich empfehle 
dem hohen Hause den Antrag zur Annahme.

Landeshauptmann: Ich eröffne über Bericht 
und Antrag die Debatte. —

Wenn sich niemand meldet, schreite ich zur Ab­
stimmung. Die Herren haben den Antrag gehört, 
wird vielleicht die nochmalige Verlesung desselben 
gewünscht? —

Da dies nicht der Fall ist, ersuche ich jene 
Herren, welche dem Antrage zustimmen wollen, sich 
gefälligst von den Sitzen zu erheben.

Angenommen.
Der nächste Punkt der Tagesordnung ist der 

Bericht des Landes-Ausschusses über 
den Voranschlag des Landeskultur- 
fondes pro 1904.

Ich ersuche denselben Herrn Berichterstatter, 
das Wort zu ergreifen.

Thurnher: Wir haben die Voranschläge des 
Landes und feiner Fonde für das Jahr 1903 
bereits im ersten Abschnitte der diesjährigen Session, 
nänilich in den letzten Tagen des Dezember v. I. 
erledigt. In dieser Beziehung sind wir wohl 
besser daran, als die meisten anderen Länder, 
welche damals höchstens für ein Budgetprovisorium 
gesorgt haben. Der einzige Landtag von Salzburg 
hat den Voranschlag für 1903 und zwar vielleicht in 
schnellerem Tempo — er hat nur ein paar Tage 
getagt — als wir festgesetzt, während die anderen 
Länder meistens nur provisorische Bewilligungen 
für drei oder sechs Monate oder vereinzelt auch 
für das ganze Jahr beschlossen haben. Nachdem
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aber der Landtag in diesem Jahre voraussichtlich 
nicht wieder zusammentritt, wird es unsere Auf­
gabe sein, die Voranschläge für das Jahr 1904 
rechtzeitig zu beschließen. Heute liegen dem hohen 
Hause vorläufig die Voranschläge bezüglich des 
Landeskulturfondes und des Normalschulfondes vor. 
Es müssen später noch zwei andere kommen, 
nämlich der eigentliche Voranschlag für die Schule 
und ver Voranschlag für den Landesfond, welche 
aber noch nicht fertiggestellt werden somiten, weil 
uns bezüglich des Landesfondes der vom Finanz­
ministerium abverlangte Finanzplan für das Jahr 
1904 über die voraussichtlichen Eingänge aus den, 
der Landesumlagepflicht unterliegenden direkten 
Staatssteuern und das Ergebnis aus dem Zuschlag 
zu den staatlichen Branntweinsteuern wie der Über­
schuß aus den Personaleinkommensteuern bisher 
nicht übermittelt wurde. Bezüglich des Voran­
schlages für die Schule besteht ein ähnliches Ver­
hältnis, weil uns vom Rechnungsdepartement der 
k. k. Statthalterei das voraussichtliche Erforder­
nis hinsichtlich des Lehrerpensionsfondes pro 1904 
noch nicht bekannt gegeben wurde. Sobald die 
bezüglichen Mitteilungen erfolgen, wird der Landes- 
Ausschuß nicht säumen, die bereits in Arbeit 
genommenen Voranschläge fertigzustellen und dem 
hohen Hause in Vorlage zu bringen. Der Vor­
anschlag des Landeskulturfonves für 1904 bewegt 
sich in ganz gleichem Geleise wie in den vorher­
gehenden Jahren. Die Hauptziffern sowohl in den 
Einnahmen, wie in den Ausgaben find gleich 
geblieben, nur in einzelnen Posten sind kleine 
Änderungen eingetreten, welche sich aber im 
Gesamten wieder ausgleichen. Ich glaube, weitere 
Bemerkungen nicht machen zu müssen, weil die 
Anmerkungen zu dem gedruckt vorliegenden Vor­
anschläge die nötige Aufklärung in hinreichendem 
Maße geben. Namens des Landes-Ausschusses 
erhebe ich sonach den Antrag:

(liest denselben aus Beilage XXVII).

Landeshauptmann: Ich eröffne über Bericht 
und Antrag des Landes-Ausschusses die Debatte. —

Wenn niemand das Wort wünscht, gehen wir 
zur Abstimmung über, und ich ersuche jene Herren, 
welche dem Antrage beipflichte», sich gefälligst von 
den Sitzen zu erheben.

Der Antrag ist zum Beschlusse erhoben.

Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist 
derBericht des Landes-Ausschusses über 
den Voranschlag des Normalschulfondes 
pro 1904.

Ich ersuche denselben Herrn Berichterstatter, 
das Wort zu ergreifen.

Thnrnher: Was ich bezüglich des Voran­
schlages des Landeskulturfondes gesagt habe, gilt 
auch hinsichtlich des Voranschlages für den Normal- 
schulfond für 1904. Es sind die Ausgaben wie 
die Bedeckung beiläufig in gleicher Höhe vorgesehen 
wie in den Jahren 1902 und 1903. Die Aus­
gaben beruhen zumeist auf gesetzlichen Leistungen 
und früher schon eingegangenen Verpflichtungen. 
Die Einnahmen bestehen nur aus zwei Posten, die 
sich ebenfalls nicht ändern, sondern Jahr für Jahr 
gleich bleiben. Die nötigen Erklärungen unv Aus­
führungen sind im Berichte enthalten oder bereits 
in früheren Sessionen ausreichend gegeben worden, 
weshalb ich mich weiterer Bemerkungen enthalte, 
und ich stelle namens des Landes-Ausschusses den 
Antrag:

(liest ihn aus Beilage XXVIII.)

Landeshauptmann: Wer wünscht zum vor­
liegenden Berichte und Antrage das Wort? —

Da sich niemand meldet, schreite ich zur Ab­
stimmung und ersuche jene Herren, die dem An­
trage, wie er verlesen wurde, ihre Zustimmung 
geben wollen, sich gefälligst von den Sitzen zu 
erheben.

Angenommen.
Dieser Gegenstand ist somit erledigt, und wir 

kommen nun znm letzten Gegenstände der heutigen 
Tagesordnung, der mündliche Bericht des 
volkswirtschaftlichen Auschusses über 
den Antrag des Herrn Abg. Thürnher 
und Genossen in Sachen der Zurück- 
behaltung der Wehrpflichtigen des drit­
ten Jahrganges.

Berichterstatter des volkswirtschaftlichen Aus- 
schusses ist Herr Abg. Thurnher, ich ersuche den­
selben, den mündlichen Bericht vorzutragen.

Khnrnher: (liest Bericht und Antrag aus 
Beilage XXX)
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Ohne mich in weitere Ausführungen einzu­
lassen, möchte ich das hohe Haus bitten, diesen 
Antrag des volkswirtschaftlichen Ausschusses zum 
Beschlusse zu erheben.

Landeshauptmann: Indem ich über Bericht 
und Antrag des volkswirtschaftlichen Ausschusses 
die Debatte eröffne, erteile ich zunächst das Wort 
dem Herrn Negierungsvertreter.

Htegierungsvertreter: So begreiflich die 
eröffnete Verhandlung erscheint, muß die Regierung 
aus den wichtigsten prinzipiellen Gründen gerade 
in diesem Augenblicke daran festhalten, daß die der 
Gesetzgebung zukommenden Heeresangelegenheiten in 
den ausschließlichen Wirkungskreis der Reichs­
vertretung gehören, und daß daher dieser unmittelbar 
nach ihrem Wiederzusammentritte die Ursache aller 
bezügliche Maßnahmen darzulegen sein werden.

Die Zurückhaltung der Regierung beruht auf 
schwerwiegenden, politischen Erwägungen, sie darf 
selbst in kritischen Momenten nicht Wege betreten, 
welche abseits der verfassungsmäßigen Normen 
liegen und kann daher eine Verschiebung der 
Kompetenz nicht zugeben, selbst wenn der § 19 der 
Landesordnung mit den darin den Landtagen ein­
geräumten Rechten angerufen wird.

Die Regierung weiß, in welch' hohem Grade 
sie sich mit ihrer Haltung augenblicklichen Vor­
würfen aussetzt, aber sie kannte auch die Trag­
weite der Entscheidungen der nächsten Zukunft und 
nimmt es um derenwillen auf sich, dem hohen 
Landtage derzeit von jeder Kundgebung über die 
Situation nachdrücklich abzuraten.

Wie immer die Erklärung des hohen Land­
tages lauten möge, kann sie vielleicht nicht nur 
die Lösung der brennenden Frage des Tages nicht 
fördern, sondern leicht neue ernste politische Er­
scheinungen zur Folge haben, deren erste Anzeichen 
schon sichtbar geworden sind.

Darum vermochte die Regierung sich vorerst 
zur Einberufung des Reichsrates nicht zu ent­
schließen, und deshalb sehe ich mich gezwungen, 
trotz aller berechtigten Gefühle des hohen Land­
tages zu den sachlichen Auseinandersetzungen über 
Fragen, welche ausschließlich den Reichsrat be­
schäftigen haben, mich auf diese kurzen Bemerkungen 
zu beschränken.

Der Regierung ist es nicht um Geheimnis­
krämerei zu tun, sie ist sich des ganzen Umfanges 
der ihr zukommenden Verantwortlichkeit bewußt, 
insbesondere hinsichtlich jener militärischen Ver­
fügungen, deren Wirkungen im vorhinein erkennbar 
waren und den hohen Landtag vornehmlich zu 
dieser Verhandlung veranlaßten.

Die getroffenen Maßnahmen erscheinen jedoch 
der Regierung unabwendbar, wenn andere, größere, 
allgemeine, dauernde Übel abgewendet werden sollen.

Den hohen Landtag kann ich daher nur bitten, 
die Versicherung entgegennehmen zu wollen, daß 
die Regierung, wie sie jetzt schon die momentanen 
Nachteile jener Maßregel durch gesicherte spätere Bene- 
fizien wett zu machen trachtet, keinen Anstand nehmen 
wird, etwa zulässige weitere Erleichterungen eben­
falls eintreten zu lassen.

Schließlich kann ich die bezüglich Ungarns 
gefallenen und im Laufe der Debatte etwa noch 
fallenden Bemerkungen nicht unberührt lassen.

Die Regelung des Verhältnisses zwischen den 
beiden Reichshälften bleibt nach wie vor die Sorge 
und Pflicht der beiden Regierungen, sie liegt sicher­
lich auch so sehr im Wunsche des hohen Landtages, 
daß die Erreichung dieses Zieles auch für seine 
Verhandlungen und Beschlüsse maßgebend bleibt.

Landeshauptmann: Ich bitte jene Herren, 
welche sich in der Debatte zum Worte melden 
wollen, mir dies gefälligst mitzuteilen.

Loser: Hoher Landtag! Sowohl die Aus­
führungen als auch die Anträge des Herrn Bericht­
erstatters beziehungsweise des volkswirtschaftlichen 
Ausschusses über den in Verhandlung stehenden 
Gegenstand verdienen gewiß die volle Zustimmung, 
und ich erkläre gleich int vorhinein, daß ich meine 
Zustimmung auch dann geben würde, wenn der 
Bericht noch in etwas schärferer Form abgefaßt 
wäre. Die Landesvertretung hat nicht allein das 
Recht, sondern auch die Pflicht, zu dieser überaus 
wichtigen, die weitesten Kreise der Bevölkerung 
berührenden Frage Stellung zu nehmen und mit 
Nachdruck darauf hinzuarbeiten, daß die Regierung 
diesem Zustande ein schleuniges Ende bereite. Es 
ist eine überaus wichtige und ernste Frage, denn 
es ist keine Kleinigkeit, wenn der Sohn einer 
Familie, welcher bereits drei Jahre beim Militär
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gedient hat und dessen Familie dafür die größ- 
möglichen Opfer gebracht und bereits Wochen und 
Tage bis zur Heimkehr gezählt hat, jetzt auf un­
bestimmte Zeit einfach weiter dienen soll. Beson­
ders hart trifft diese Zurückbehaltung jene Fami­
lien, aus welchen, wie es nicht selten vorkommt, 
gleichzeitig zwei oder drei Söhne beim stehenden 
Heere oder bei der Landwehr dienen. Diese Fälle 
sind nicht nur nicht ausgeschlossen, sondern nicht 
gar so selten. Mir ist z. B- ein Fall in meiner 
eigenen Heimatsgemeinde bekannt, daß gegenwärtig 
drei Söhne aus derselben Familie beim Militär 
aktiv dienen, und obwohl der Familienvater durch 
einen Unfall in seinem Erwerbe bedeutend beein­
trächtigt ist, was auch von der Stellungskommission, 
von welcher derselbe assentiert wurde, bestätigt wurde, 
war es nicht möglich, einen dieser Söhne in die Er­
satzreserve zu bringen oder einen entsprechend 
längeren Urlaub zu bewirken. Schon dieser Um­
stand sagt uns klar, wie drückend und straff die 
Militärlasten sind. Es ist aber meines Erachtens 
auch im Jntereffe des Staates gelegen, daß diesem 
Zustande ein Ende bereitet werde, denn es liegt 
wohl auf der Hand, daß durch denselben der Pa­
triotismus keine Förderung erfährt. Ich hatte 
Gelegenheit in letzter Zeit, verschiedenen Versamm­
lungen beizuwohnen, und ich kann wohl sagen, es 
sind keine Komplimente, welche in erster Linie 
gewiffe ungarische Politiker etwas zweifelhafter 
Gattung, die an diesen Ereignissen Schuld tragen, 
zu hören bekamen, und was über die Verfügungen 
der Heeresverwaltung und das untätige Zusehen 
seitens der Regierung gesprochen wurde. Die Re­
gierung hätte ja bekanntlich Mittel in der Hand, 
diesem Zustande ein Ende zu bereiten.

Ich meine, es wäre in unserem Vaterlande 
Österreich gerade keine Notwendigkeit, daß von 
regierungswegen dazu beigetragen werde, daß der 
Patriotisnms noch weiter eine Beeinträchtigung 
erfahre, denn wir sehen, daß diese Propaganda 
täglich von verschiedenen Elementen ungehindert 
und ungestraft seit einer Reihe von Jahren besorgt 
wirv und was in unserem engeren Heimatlande 

-Vorarlberg diesen Elementen nicht möglich war, 
diesen tief im Volke wurzelnden Patriotismus zu 
schädigen, so ist das zum großen Teile der Heeres­
verwaltung und durch die Verfügungen der 
Regierung bis zu einem gewissen Grade durch ihre

Untätigkeit in dieser Sache gelungen. Auf diese 
Umstünde möchte ich die hohe Regierung auf­
merksam gemacht haben, weil die Verhältnisse nicht 
dazu angetan sind, daß da gewissermaßen von 
regierungswegen, möchte ich fast sagen, in der 
Richtung mitgearbeitet wird. Mit diesen Be­
merkungen schließe ich meine Ausführungen.

Landeshauptmann: Wer wünscht noch weiter 
das Wort? —

Wfarrer Aink: Ich möchte demjenigen, was 
mein sehr geehrter Herr Vorredner vorgebracht hat, 
nur einige Tatsachen hinzufügen, die ich selbst 
beobachtet habe. Zunächst ist es einmal eine Tatsache, 
daß die Bevölkerung unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen eine Schwäche vonseite der Regierung 
erkennt und diese Erkenntnis ist auch, wie wir aus 
dem Berichte des Herrn Abg. Thurnher gesehen 
haben, eine nicht so ganz unbegründete. Die 
Bevölkerung erkennt es als eine Art Schwäche in 
dem gegenwärtigen Vorgehen der Regierung, indem 
die Rekruten beinahe gebeten werden, den Präsenz­
dienst anzutreten. Wenn nun aber die Unter­
gebenen eine Schwäche auf Seite der Autorität 
beobachten, so schwächt das die Hochachtung vor 
derselben und infolge dessen auch die patriotische 
Gesinnung. Eine fernere Tatsache besteht darin, 
daß auch unter denjenigen, die das dritte Jahr 
dienen, eine bedeutende Aufregung zu beobachten 
ist, ja ich habe erst letzter Tage von einer großen 
Garnison in Österreich gehört, daß nicht bloß Un­
mut und Unwille, sondern geradezu eine Erbitterung 
herrscht; und wenn diese Erbitterrung in die 
Armee eindringt, glaube ich, ist das ein sehr 
gefährliches Zeichen. Dann ist es eine fernere 
Tatsache, daß unter der Bevölkerung nicht nur iu 
jenen Familien der Unwille herrscht, aus denen 
Söhne beurlaubt werden sollen, sondern auch in 
dem Bekanntenkreise dieser Familien, kurz in der 
ganzen Gemeinde; man hat mit diesen Familien 
Mitleid und je größer dieses Mitleid und je 
berechtigter es ist, umso größer ist auch der Un­
wille, der sich geltend macht. Ich werde deswegen 
für den Antrag des Herrn Abg. Thurnher stimmen, 
in der Hoffnung, daß die Regierung alles daran­
setzt, damit nicht der Unwille und die Erbitterung 
einen noch höheren Grad erreichen.
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Landeshauptmann: Wer wünscht noch weiter 
das Wort? —

Hlz: Hohes Haus! Der Herr Berichterstatter 
hat in ausführlicher Weise dargelegt, daß es Pflicht 
der Regierung sei, dafür zu sorgen, daß die zurück­
behaltenen Mannschaften entlassen werden. Ich 
stimme dem selbstverständlich voll und ganz zu, da ich 
ja den Antrag, auf den sich der Antrag des volkswirt­
schaftlichen Ausschusses stützt, mit unterzeichnet habe. 
Ich hätte heute vielleicht gar keine Veranlassung genom­
men, hier im hohen Hause etwas zu sagen, wenn nicht 
die hohe Regierung sich veranlaßt gesehen hätte, eine 
derartige Erklärung abzugeben. Ich habe das Gefühl, 
daß die Regierung sich vor dieser Art von Kund­
gebungen im Vorarlberger Landtage fürchte. Ich 
begreife das nicht und hätte geglaubt, es könnte 
der Regierung nur angenebm sein, wenn sie auch 
die Stimmen aus Vertretungskörpern hört und 
zwar besonders aus einem solchen Vertretnngskörper, 
in dem geordnete Verhältnisse sind und wo die 
Verhandlungen geordnet geführt werden; also aus 
Vertretungskörpern, die schließlich doch in erster 
Linie berufen sind, in einer solchen Sache Stellung 
zu uehmen.

Der Herr Regierungsvertreter hat angeführt, 
daß die Regierung gezwungen sei, sich so zu stellen 
und aus politischen Gründen und Erwägungen die 
Gründe ihrer Entschließung nicht bekannt geben 
könne. Daran können wir nichts ändern, wir 
müssen uns damit begnügen, aber als Volksvertreter 
steht uns doch das Recht zu, über die politische 
Lage, wie sie in Österreich ist, ein Wort zu sagen. 
Der Herr Abg. Pfarrer Fink hat von einer 
Schwäche der Regierung gesprochen, und der Herr 
Abg. Loser hat gesagt, daß man bei den Rekruten 
geradezu herumbettelt, daß sie jetzt einrücken sollen. 
Ich finde das auch als eine Schwäche. Entweder 
hat man den Mut, es zu machen, wie es gesetzlich 
ist, oder man nimmt die Sachen, wie sie sind; 
man bleibt bei seinen Entschließungen und kommt 
dann nicht auf solche Abwege. Ich habe hier das 
Gemeindeblatt von Dornbirn vor mir. Da steht 
eine Kundmachung der Bezirkshauptmannschaft zu­
folge Statthaltereierlasses darin, worin ersucht wird, 
es möchten sich die Rekruten zum Dienstantritt frei­
willig melden. Es heißt dahier: (liest.) „Ein 
freiwilliger Dienstantritt der Assentierten ist jedoch

nicht allein im Interesse derjenigen von ihnen 
gelegen, welche sich aus Familienrücksichten oder 
angesichts ihrer Lebensstellung, ihres Wohnortes im 
Auslande oder aus sonstigen Gründen bereits 
darauf vorbereitet haben, ihrer Wehrpflicht mit 
Beginn des üblichen Einberufungstermines der 
Rekruten zu entsprechen, sondern es würde ein 
möglichst zahlreicher, freiwilliger Präsenzdienstantritt 
seitens der Assentierten es auch ermöglichen, einen 
entsprechenden Teil der Mannschaften des dritten 
Jahrganges, welche, wie bekannt, aus militärischen 
Rücksichten vorläufig zurückbehalten werden müssen, 
nach Deckung des militärischen Bedarfes, rechtzeitig 
zu entlassen."

Dieser Erlaß scheint mir an alle Gemeinden 
ergangen zu sein. Es will also die Regierung 
geradezu erbetteln, daß die Rekruten sich freiwillig 
stellen sollen. Nun ist das nach meiner An­
schauung etwas, was nicht so leicht zu verant­
worten ist, wenn man die Rekruten einfach zum 
freiwilligen Dienstesantritt auffordert; ich möchte 
das nicht tun und die Verantwortung nicht tragen. 
Die Regierung hat, wie ich glaube, die Sache 
wohl nicht überdacht, wie sie das gemacht hat. 
Wer bürgt uns dafür, wenn überhaupt noch eine 
Einigung zustande kommen sollte, daß der erhöhte 
Präsenzstand bewilligt wird. Nun sind bei uns 
die Einreihungen bereits erfolgt. Es rücken also 
bei uns die Leute zu diesen oder zu jenen Truppen- 
körpern ein, wohin sie gar nicht gehören; man 
hat so und so viele zum stehenden Heere genommen, 
und sie gehören gar nicht dazu. Da müßte un­
bedingt unterschieden werden, oder gesagt werden 
können, wo die Grenze ist, welche Nummer sich 
unter keinen Umständen jetzt stellen soll. (Abg. 
Thurnher: Wird schon kommen!)

Es wird mir soeben zugerufen, daß es schon 
kommen werde, aber vorläufig ist noch nichts 
derartiges gekommen, wir müssen uns also an die 
Tatsachen halten, wie sie gegeben sind. Wer 
bürgt uns weiters dafür, daß, wenn 20 Vorarl­
bergcr sich freiwillig zum Dienstesantritte melden, 
dann auch wiederum 20 Vorarlberger aus dem 
Dienste entlassen werden. Vielleicht werden dann 
in Polen 20 entlasten werden, es wird also 
unseren Leuten dadurch gar kein Dienst erwiesen. 
Aus Nächstenliebe zu handeln, ist zwar sehr schön.
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aber aus Nächstenliebe Rekrut zu sein, ist eine 
Nächstenliebe, die wohl niemand ausübt. (Heiterkeit.)

Ich halte dafür, daß auch aus diesen Gründen 
es nicht zu empfehlen ist, mir nichts dir nichts 
zu sagen, es sollen die Rekruten einrücke».

Dann ist aber noch etwas. Sagen wir, es 
rücken unsere Rekruten am 1. Oktober ein. Wir 
wollen auch den günstigen Fall annehmen, woran 
ich aber bei der heutigen Lage nicht glaube, daß 
bis 1. Jänner 1904 in Ungarn die Krise vorbei 
ist und assentiert werden kann und die Rekruten 
einrücken. Nun habe ich die Anschauung, wenn 
die drei Jahre herum sind, habeit unsere Leute 
drei Monate umsonst gedient; denn es muß doch 
einmal wieder eine Gleichheit in die Heeresorgani­
sation hineinkommen, man kann doch nicht immer 
Rekrutenausbildungen haben, und aus dem Grunde 
habe ich die Anschauung, daß dann alle zusammen 
beurlaubt werden. Es kann aber auch sein, daß 
die Rekruten gar erst am 1. März einrücken. 
Sie werden zugeben, daß das schwere Bedenken 
gegen den freiwilligen Eintritt sind; ich möchte 
so etwas nicht veranlassen. Wenn mich jemand 
fragen würde, was für Gründe dafür oder da­
gegen sind, so sagte ich ihm, wenn Sie eine 
hohe Nummer haben, so rücken Sie schon gar 
nicht ein. Wenn Sie eine niedere Nummer haben 
und Sie sich schon darnach eingerichtet haben, also 
in entsprechende Verhältnisse eingetreten sind und 
beispielsweise keine Stellung haben, so müssen.Sie 
sichs selbst überlegen, was Sie tun wollen. Man 
sieht also, daß dieser Erlaß der Regierung, der 
so schön hinausgegeben wurde, für die Rekruten 
vielleicht etwas sehr Unangenehmes in sich birgt. 
Ich möchte wie schon gesagt, eine solche Verant­
wortung nicht tragen.

Wir müssen uns wohl als Österreicher und 
zwar als wahre Österreicher, die Österreichs Bestehen 
haben wollen, fragen, warum ist denn diese Krisis 
da, warum stehen wir auf einem solchen Stand­
punkte ?

Wenn wir Nachschau halten, so finden wir, 
wie auch im Berichte gesagt ist, daß man 36 Jahre 
lang gegen Ungarn eigentlich zu nachsichtig gewesen 
ist. Man hat im Jahre 1867 geglaubt, einen 
Ausgleich schließen zu müssen; ich will gegen jene, 
die ihn ausgeführt haben, keinen besonderen Vor- 
wurf erheben, sie mögen es gut gemeint haben,

aber es ist kein Zweifel, daß ihr Werk höchst schlecht 
ausgefallen ist. Man hat nicht umsonst dem 
Begründer des Ausgleiches den Minister v. Beust 
bett Namen „Totengräber von Österreich" zuerkannt. 
Wir haben seit dort, seit dem Jahre 1867 alle 
zehn Jahre wegen dieses Ausgleiches stetige 
Reibereien und immer wieder Reibereien zwischen 
den beiden Reichshälften gehabt, und es war daher 
gewiß ein Unglück, daß ein derartiger Ausgleich 
geschaffen worden ist. Hätte man Ungarn, nach­
dem es seinerzeit ja auch erbweise an Österreich 
gekomnten ist, so wie die anderen Länder behandelt, 
hätte man auch den Ungarn nur einen entsprechenden 
Landtag gegeben, so wäre das recht gewesen, die 
Monarchie wäre nicht gespalten worden, dann 
hätten wir nicht mit zwei Parlamenten zu tun, 
sondern es wäre ein gemeinsamer Vertretungskörper 
neben den Landtagen geschaffen worden. Wir hätten 
es mit einem Reichsparlamente, oder wie Sie es heißen 
wollen, zu tun. Das war entschieden ein Unglück. 
Ebenso aber war es auch ein Unglück, daß man 
hohen Ortes ruhig zugesehen hat, wie eben in 
Ungarn die an Zahl stärkere Bevölkerung der 
Deutschen, Serben, Kroaten und wie sie alle heißen 
mögen, vergewaltigt wurde. Ich halte in Ungarn 
die Sache für nicht so schlimm. Wer ist denn an 
der jetzigen Krise eigentlich der Schuldtragende? 
Das ist niemand anders als die Revolutionäre, 
die man in jedent anderen Staate des Landes 
verweisen würde. (Abg. Loser: Revolutionäre im 
Bunde mit dem Judentum!) Ich habe die An­
schauung, wenn man den elf Millionen der 
anderen Nationen einmal gerecht wird und sie auch 
zur Geltung kommen läßt, auch bald die Heilung 
kommen wird, und dann wird auch so viel Ordnuttg 
geschaffen sein, daß man das Heeresbudget bewilligt 
bekommt. Aber wie steht es da im lieben, guten 
Österreich? Es hat dieser Tage einer gesagt, wir 
haben es immer noch so gut, als wie irgendwo anders, 
trotzdem es bei uns drunter und drüber geht. Ich 
stimme dem zu und muß doch nachfolgendes sagen. 
Im lieben guten Österreich läßt man nicht bloß in 
Transleithanien alles machen, und die kaisertreuen 
Elemeitte unterdrücken, sondern auch in Cisleithaitieit 
schaut es nicht anders aus. In Cisleithanien muß 
man sich, wie ich dieser Tage in einer Versammlung 
gesagt habe, bald fürchten, Österreicher zu sein. 
Wenn man heutzutage eintritt für das Vaterland,



92 IX, Sitzung des Vorarlberger Landtages. I. Session der 9. Periode 1903.

für die Rechte der Krone und eintritt für Kaiser 
und Reich, so kann man hie und da von solchen 
Stellen schief angesehen werden, wo man es gar 
nicht erwarten würde. In Cisleithanien muß sich 
ja ein Patriot entrüsten, wenn er sieht, wie die 
Jrredentisten, von welcher Gattung sie immer seien, 
ganz offen ihre Gesinnung zur Schau tragen, daß 
sie von Österreich los wollen. Ist es nicht ein Skandal 
im Süden, der schon 20 Jahre von der Regierung 
geduldet wird? Muß es einem Patrioten nicht 
völlig das Herz zerreißen, wenn man sieht, wie 
ungestört man die italienischen Signori machen 
läßt. Aber nicht bloß dort unten, sondern auch 
in Böhmen, unter der slavischen Nation gibt es — 
wenn auch weniger — Jrredentisten. Auch bei 
uns in den Alpenländern, wie in Deutschböhmen, 
fängt eine Gruppe an, sich geltend zu machen. 
Wenn ich jetzt davon spreche, so sind das die 
sogenannten, ich weiß nicht, wie ich mich da aus­
drücken soll, Nationalen der einen oder der anderen 
Richtung — es mögen die Milderen ja nicht so 
stark dieser Richtung huldigen — aber es kommt 
doch allgemein zum Ausdruck, daß sie im lieben 
Österreich lieber nicht zu Hause sein möchten. Und 
das traurigste an der Tatsache ist, daß eine große 
Zahl von k. k. Beamten und k. k. Professoren bei 
diesen dabei sind. Ich könnte Namen nennen, ich 
unterlasse aber das. Wir haben solche auch in 
unserem eigenen Heimatlande, man braucht da nicht 
darüber hinauszugehen. Es ist geradezu eine 
Schande, was man da sieht. Ich habe die Über­
zeugung, das würde in gar keinem anderen Staate 
geduldet werden. Dort würde man solchen Herren 
den blauen Bogen geben. Es ist hüben wie drüben, 
man ist zu gut, man läßt die Sache laufen, denn 
mau hat eben keine Kourage.

Ich war seinerzeit int Parlamente, als der 
jetzige Ministerpräsident Dr. von Koerber seinen 
Sprachengesetzentmnrf auf den Tisch des Hauses 
gelegt hat und als die Czechen und „Stramm­
nationalen" darob gestampft und gezetert haben. 
Als der Ministerpräsident erklärte, es sei eine 
Staatsnotwendigkeit, daß einmal Friede geschloffen 
werde, da hat mir das Herz im Leibe gelacht. 
Ich habe mich gefreut, daß die Regierung einmal 
den Mut gefunden und ordentlich hineingreift, um 
endlich Ordnung zu machen, wenn schon das der 
Reichsrat nicht kamt und will, auf den sich die

Regierung immer stützt, tiachdem sie uns gar nichts 
gelten lassen will. Es blieb aber bei dem ersten 
Schritte, obgleich es höchste Zeit gewesen wäre, 
Ordnung zu schaffen.

Ich bin dieser Tage mit einem Herrit aus 
Deutschland zusammengekommen und der fragte 
mich: „Run was ist mit Österreich?" Ich sagte 
ihm, es ist nicht so bös. Es braucht nur eine 
starke Hand, die energisch dreingreift. Das Volk 
ist österreichisch und bleibt auch österreichisch, und 
Zustände habt Ihr vielleicht die schlechteren als 
wir bei uns, aber bei Euch würde man solchen 
kgl. preußischen Herren einfach den blauen Sogen 
geben und &ntn würde Ruhe werden. Bei uns 
macht man am das nicht- Seien Sie nur un­
bekümmert, es sind schon viele Stürme an Öster­
reich vorübergegangen und es wird auch diesmal 
der Sturm vorübergehen." Ich habe nur den 
einen Wunsch und die eine Hoffnung, daß in 
die starke Krisis, die jetzt herrscht, eine starke 
Hand eingreift. Und wenn es nicht anders 
geht, so habe ich die Anschauung, nicht mit dem 
§ 14 regieren, sondern die Buden in Budapest 
und Wien zu machen und kurze Zeit in gerechter 
Weise absolut regieren, dann wird Ordnung werdeit. 
Und wenn tnan dann später die Abgeordneten­
häuser wieder einberuft und dann noch nicht ge­
arbeitet wird, dann soll man die Abgeordneten 
einfach wieder heimschicken. In Ungarn aber wäre 
besonders auch eine andere, gerechtere Wahlordnung 
zu schaffen und zu schauen, daß bei Neumahlen 
nicht die bisherigen fürchterlichen Ungerechtigkeiten 
und Betrügereien noch weiter vorkommen. Was 
sollte man weiter tun, wenn diese Vertretungs­
körper nicht arbeiten wollen? Man soll es ein­
fach dann so machen, wie es seinerzeit ich glaube 
Belkredi gedacht hat, man soll das Schwergewicht 
in die Landtage verlegen und ein Zentralparlament 
für die ganze Monarchie schaffen, dann wird es 
gehen, Österreich wird noch stärker dastehen und 
nicht zugrunde gehen. Das muß aber bald ge: 
schehen, sonst ist meine Anschauung, daß dem 
Kaiser kein Erbe mehr auf den Thron folgen wird.

Landeshauptmann: Ich muß die letzte Be­
merkung des Herrn Redners rügen, weil ich es 
nicht zulassen kann, die Allerhöchste Person in die 
Debatte zu ziehen.
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Dr. Ueer: Hohes Haus! Wenn ich in dieser 
Angelegenheit auch das Wort ergreife, so geschieht 
das, um meine Zustimmung zu vielem, was ich 
hier gehört habe, znm Ausdruck zu bringen und 
ich will auch gleich betonen, daß ich für den vor­
liegenden Antrag stimmen werde, weil mir der­
selbe und die dafür vorgebrachten Gründe zusagen. 
Ich habe aber noch einen anderen Anlaß. Der 
sehr geehrte Herr Abg. Ölz hat kurz zuvor in 
seinen Ausführungen wohl nur zur Begründung 
der Schwäche der gegenwärtigen Regierung darauf 
hingewiesen, daß sie ein reichsfeindliches Treiben 
der k. k. Beamten und Professoren im Lande dulde. 
Hätte der Herr Abg. Ölz diese Erwähnung viel­
leicht in dem Sinne als Motivierung des vor­
liegenden Antrages gebraucht, daß vielleicht gerade 
deswegen, weit es manchem nicht mehr gefällt, 
die bedauerliche Tatsache zutage getreten sei, daß 
der eine oder der andere Beamte mit den be­
stehenden Verhältnissen nicht mehr zufrieden sei, 
so hätte ich das begreiflich gefunden.

Als Abgeordneter der Stadt Feldkirch, in der 
sich die meisten Beamten befinden, halte ich mich 
aber doch für verpflichtet, hier im hohen Hause 
zu erklären, daß von dem, — und ich glaube die 
Verhältnisse in Feldkirch doch zu kennen — was 
der Herr Abg. Ölz an den k. k. Beamten und 
Professoren rügen zu sollen glaubte, in Feldkirch 
nichts zu bemerken ist. Vielleicht könnte dies 
anderswo, wo ich die Verhältnisse nicht kenne, der 
Fall sein, namens der Stadt Feldkirch aber glaube 
ich diese Beschuldigung der k. k. Beamtenschaft 
entschieden zurückweisen zu müssen.

Hlegiermigsvertreter: Hohes Haus! Ich habe 
allerdings vorhin erklärt, daß ich zu den sach­
lichen Auseinandersetzungen über die Heeresange­
legenheiten und die Lage mich auf die vorge­
brachten Bemerkungen beschränken müsse, keines­
wegs aber habe ich gesagt, daß ich zu unsach­
lichen Ausführungen, die nicht dahin gehören, nicht 
Stellung nehmen werde. — Die schweren Vor­
würfe, welche der k. k. Beamtenschaft von einem 
Redner soeben gemacht wurden, ohne Nennung des 
Namens, ohne Angabe des Oites, ohne Bezeich­
nung der Branche, kann ich nicht ohne Widerspruch 
hinnehmen. —

Ich diene über 20 Jahre speziell in den zu­
nächst genannten Alpenländern, in Tirol und Vor­
arlberg, und man wird mir zugeben müssen, daß 
ich in dieser Zeit eine große Anzahl Beaniter im 
Dienste kennen gelernt habe. Es ist möglich, daß 
der Eine oder der Andere divergierende Anschauungen 
über diese oder jene politische Einrichtungen oder 
Gestaltungen besitzt; aber so wie ich diese Be­
amtenschaft kenne, dürfte sich wohl keiner darunter 
befinden, der damit umginge, seinen dem Kaiser 
geleisteten Eid zu brechen. Wären die Verhält­
nisse unter der Beamtenschaft so, wie der Herr 
Abgeordnete Ölz sie geschildert, wäre die Groß­
zahl der Beamten so, wie er behauptet, so kann 
ich Sie meine Herren versichern, daß ich nicht 
einen Augenblick zögern würde, bei Sr. Majestät 
um meine Entlassung einzukommen.

Dr. Schneider: Ich möchte auch bemerken, 
daß ich mit dem vorliegenden Antrage selbstvev 
stündlich einverstanden bin, und ich kann sagen, 
daß sich auch die Bevölkerung von Bregenz dazu 
einverstanden erklären wird. Es ist bereits int 
Stadtrate eine entsprechende Entschließung gefaßt 
worden, eine Sitzung der Stadtvertretung hat in 
letzter Zeit nicht stattfinden können. Ich glaube, 
es wird die Bevölkerung eine solche Stellungnahme 
nur mit Freuden begrüßen und sich einverstanden 
erklären. Was mich veranlaßt hat, das Wort zu 
nehmen, sind einige Äußerungen des Herrn Abg. 
Ölz. Es ist gewiß richtig, daß der Ausgleich, 
der mit Ungarn geschlossen worden ist, jedenfalls 
für uns und wohl auch für den österreichischen 
Staat ein schlechter ist. Ich will nur darauf 
hinweisen, daß bis jetzt Ungarn in militärischen 
Fragen stets selbständig gehandelt hat und selb­
ständig seine militärischen Forderungen aufgestellt 
hat. Es ist selbstverständlich, daß Ungarn darin 
weitergehen wird und schon geht, und es kann 
wohl derjenige, der die Verhältnisse kennt, sich 
nicht der Ansicht verschließen, daß Ungarn seit 
dem Jahre 1868 bestrebt ist, sich selbständig zu 
machen und sich von Österreich unabhängig zu 
machen. Das ist von der österreichischen Be­
völkerung auch erkannt worden. Ich bitte Sie, 
sich nur zu erinnern, daß in der letzten Zeit nicht 
nur von politischen Korporationen sondern auch 
von einer großen Jnteressentengruppe, die ein leb-
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Haftes Interesse daran hat, in welcher Form sich 
die österreichische Monarchie zusammensetzt, erklärt 
worden ist, eine Trennung wäre ihnen bei weitem 
lieber als das ewige Zwischenspiel und die damit 
verbundene Unsicherheit, wobei man nie wisse, 
was geschehen wird. Und gerade von dieser 
Jntereffentengruppe ist gefordert und aufmerksam 
gemacht worden, man möchte alle Vorbereitungen 
treffen, falls uns Ungarn zur Trennung zwingt, 
damit wir eventuell unser Haus selbst bestellen 
und umso entsprechender hinsichtlich unserer Pro­
duktionsarten, wegen der Zölle u. s. w. einge­
richtet sind. Das ist das, was sich bis jetzt vor­
aussehen läßt und was bei der Haltung der 
Regierung der wahrscheinliche Ausgang sein wird. 
Wie sich die Sache gestaltet hätte, wenn man im 
Jahre 1868 die Landtage autonom gemacht hätte, 
wissen wir nicht, es kann leicht die Vermutung 
ausgesprochen werden, es würde besser geworden 
sein, doch ich will auf diese Frage nicht weiter 
eingehen.

Es ist gar kein Zweifel, daß in Österreich 
die nationale Frage alle Nationen und die Deutschen 
zuletzt veranlaßt hat, ihr Hans selbst zu bestellen. 
Nachdem alle Völker Österreichs sich unter die 
nationale Fahne zusammengeschart haben, sind 
selbstverständlich die Deutschen auch dazu gekommen, 
den nationalen Standpunkt zu vertreten. Wenn 
gerade die Regierung den anderen Nationen hilft, 
sich auf ihren eigenen Standpunkt zu stellen, so 
ist es unsere Pflicht und Schuldigkeit, sich unserer 
eigenen Nation auch zu erinnern und auf den 
nationalen Standpunkt zu stellen. Diesen Stand­
punkt halte ich für berechtigt und notwendig, daß 
sich die Deutschen Österreichs zusammenscharen 
und ihre eigenen Interessen in den Vordergrund 
stellen. Wenn der Regierung nichts daran liegt, 
daß die Nationen zusammenkommen und wenn 
sie nur den fremden Nationen hilft, gut, so scharen 
wir Deutsch-Österreicher uns ebenfalls unter die 
nationale Fahne und richten uns entsprechend ein. 
Selbstverständlich ist dabei nicht gesagt, daß die 
Deutschen eine Auflösung Österreichs bezwecken, 
sondern es handelt sich für sie darum, daß sie im 
großen Kampfe für alle Fälle ihr nationales Recht 
vertreten und aufrecht erhalten gegenüber den Be­
strebungen der übrigen Nationen. Dadurch wird 
selbstverständlich die Reibung zwischen den einzelnen

Nationen verstärkt, aber nicht durch die Schuld 
der Deutschen und nicht durch die der Deutsch­
nationalen.

Es ist allgemein der Vorwurf gemacht worden 
gegen unsere Beamten Vorarlbergs, als ob sie 
unter sich eine große Schar von Vaterlandver­
rätern hätten. Nachdem schon eine Stadt genannt 
worden ist und Herr Abg. Dr. Peer gesagt hat, 
daß er unter der Beamtenschaft von Feldkirch 
keinen kenne, der unter die Vaterlandverräter ge­
zählt werden könnte, so muß auch ich als Ver­
treter der Stadt Bregenz erklären, daß ich nicht 
glaube, daß die Beamtenschaft von Bregenz als 
Vaterlandsverräter gebrandmarkt werden könnte.

Wie weiter die Lösung unserer staatlichen 
Zustände gegen bisher geschehen soll, glaube ich, 
ist es schwer zu sagen, ob mit dem Absolutismus 
das richtige erreicht würde. Es ist zum mindesten 
sehr fraglich. Denn man hat in Österreich mit 
dem Absolutismus solche Erfahrungen gemacht, 
daß er als keine zweckentsprechende Regierungs­
form angesehen werden konnte. Er hat immer 
Bankerott gemacht und jedesmal, wenn Österreich 
durch den Absolutismus abgewirtschaftet hatte 
und heruntergekommen war, hat man wiederum 
an die bürgerlichen Parteien appelliert. Ich 
glaube die einzig richtige und beste Regierungs­
form ist die parlamentarische. Mit dem Absolutismus 
werden wir nicht weiter kommen.

Htz: Ich habe mich wie es scheint, zuerst 
gegen drei Herren zu wenden, gegen den Herrn 
Regierungsvertreter und die beiden Herren Doktoren 
der Rechte da drüben. Nun die Herren haben 
ja Recht von ihrem Standpunkte aus, daß sie 
die Herren Beamten in Schutz nehmen. Sicher 
ist, daß die Herren trotz ihrer Erklärungen die 
Verhältnisse so gut kennen wie ich. Ich bitte, 
Herr Dr. Schneider, Sie werden selbst in Süd- 
mark-Versammlungen gehen, und ich bitte, schauen 
Sie die Herren dort nur att. Sie werden auch 
k. k. Beamte dort finden.

Die Herren macheit ja gar kein Hehl daraus, 
daß sie nicht mehr österreichisch sind. Ich bitte, 
wenn k. k. Notare ich weiß nicht Vorstand oder 
was solcher Gruppetr sind, so weiß ich nicht mehr, 
wie das ausschaut. Ich will ein Beispiel an­
führen, daß das schon in höhere Regierungskreise
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gedrungen ist. Der Landeshauptmann von Ober- 
Österreich Dr. Ebenhoch in Linz hat einmal zu 
einem Minister gesagt, daß es nicht mehr in 
Ordnung sei, wenn ein k. k. Beamter mit dem 
Bismarkzipfel an der Uhr Recht spricht und der Minister 
hierauf entgegnet, man könne nichts machen. Habe 
ich Recht, wenn ich mich stark ereifere oder nicht? 
Ich nehme selbstverständlich eine große Anzahl der 
Beamtenschaft aus, aber es gibt viele solche Ele­
mente, und sie wachsen tagtäglich mehr aus unseren 
Hochschulen hervor. M>r hat unlängst ein k. k. Be­
amter selbst gesagt: „Heute ist wieder so ein irre- 
dentistischer Lump gekommen." Das hat ein gut 
österreichischer Beamter selbst gesagt. Der Mann 
war entrüstet über ein solches Vorgehen und dies 
mit Recht. Die österreichisch gesinnten Beamten 
fühlen das Dienen neben solchen Leuten als eine 
Beleidigung. Der Beleidigung dieser k. k. öster­
reichischen Beamten wollte ich hier im Hause auch 
Ausdruck geben. Daß die Nationalen sich nicht 
einigen sollen, wie Herr Dr. Schneider angeführt 
hat, habe ich nicht gesagt. Das ist mir Recht, 
daß die Deutschen in Österreich erwacht sind, damit 
bin ich vollkommen einverstanden, nur verlange ich 
von den Deutschen in Österreich, daß sie deutsche 
Österreicher bleiben und nicht Reichsdeutsche 
werden, wie die Stalldeutschen irgendwo letzthin 
wieder beschlossen haben — ich könnte den Beschluß 
vorlesen, aber es ist nicht notwendig —. Was 
ferner den Absolutismus anbelangt, so habe ich 
nicht gesagt, daß der Absolutismus ein bleibender 
sein solle, ich habe nur gesprochen von einem 
Übergang. Es wäre jetzt schwer, wenn es gar 
nicht mehr geht, zu sagen, was dann geschehen 
soll. Und etwas muß geschehen, wenn Österreich 
erhalten bleiben soll. Ich habe natürlich nur die 
Mittel angegeben, die zum Ziele führen könnten. 
Wenn es nicht mehr geht, dann habe ich mir ge­
dacht, solle nur eine Zeit lang Absolutismus 
herrschen, bis wieder geordnete Verhältnisse einge­
treten sind. Ich habe es also nicht in dem Sinne 
gemeint, wie es der Herr Doktor vorhin ausgelegt 
hat, als ob der Absolutismus allgemein dauernd 
eingeführt werden sollte. Ich glaube, ich würde 
mich etwas fürchten davor, wie Herr Dr. Schneider. 
Es wäre nicht mehr so angenehm, roenit so viele 
Gensdarmen-Seelen herumgingen. Da stelle ich 
mich auf denselben Standpunkt. Sonst ist meinen

Ausführungen im Allgemeinen nichts entgegnet 
worden, und ich habe weiter keine Bemerkung zu 
machen.

Landeshauptmann: Ich muß nur bemerken, 
es könnte mir vielleicht der Vorwurf gemacht 
werden, daß ich den Herrn Redner betreffs seiner 
Äußerungen nicht früher unterbrochen habe. Ich 
habe seine Worte nur so aufgefaßt, daß er nicht 
die Beamtenschaft als solche angegriffen hat, das 
hätte ich niemals geduldet. Wie ich ihn verstand, 
hat der Herr Abg. Ölz nur einzelne Auswüchse 
unter der Beamtenschaft hervorgehoben, weshalb 
ein Grund zum Einschreiten meinerseits nicht vorlag.

Wegierungsvertreter: Ich möchte nur den 
Herrn Abg. Ölz um eine Auskunft ersuchen. Wenn 
ich recht verstanden habe, hat er vorhin den Satz 
einstießen lassen, „er habe deshalb der Beleidigung 
der Beamtenschaft Ausdruck geben wollen 
Der Herr Abgeordnete hat sich wohl nur ver­
sprochen, vielleicht aber habe ich im Zusammen­
hange der Worte das negative Wörtchen überhört. 
Wenn Herr Ölz die Güte haben wollte, den Satz 
richtig zu stellen, wäre ich ihm sehr verbunden.

Hlz: Ich verstehe nicht recht, was Herr Re­
gierungsvertreter wünschen.

Hlegierungsvertreter: Ich möchte nur wissen, 
ob es Ihre Absicht war, die Bearntenschaft zu 
beleidigen oder nicht.

Hkz: Meine Absicht war nur, zu konstatieren, 
daß es in Österreich eine große Anzahl von 
Beamten gibt, die nicht mehr österreichisch gesinnt 
sind. Das habe ich wollen. Das habe ich als 
Volksvertreter für meine Pflicht gehalten, einmal 
zu konstatieren, weil man das im Volke draußen 
oft hören muß.

Landeshauptmann: Der Herr Regierungs­
vertreter hat die Frage gestellt, und dieselbe wäre 
damit beantwortet, daß der Herr Redner nicht die 
Beamtenschaft als solche hat angreifen wollen.

Hkz: Das ist ja dadurch geschehen, daß ich 
gesagt habe, ich wollte nicht die Beamtenschaft im
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allgemeinen beschuldigten. Es wäre dies ja eine 
ungerechte Beleidigung, wenn ich österreichisch 
gesinnte Leute auch angreifen wollte- Das kann 
nicht vom allgemeinen Standpunkt gesagt werden.

Landeshauptmann: Wer wünscht noch weiter 
das Wort? —

Dr. von Wreu: Herr Ölz hat unter anderen, 
meinen Stand, beziehungsweise ein Mitglied meines 
Standes auch solcher Gesinnung geziehen, wie 
einen großen Teil der Beamtenschaft. Ich glaube 
kaum, daß dies zutreffend sein kann. Soweit ich 
mit meinen Kollegen in Berührung komme, habe 
ich nie eine solche Gesinnung bei irgendeinem 
meiner Kollegen wahrgenomüren. Es mag sein, 
daß sie national denken, aber von einer Abneigung 
gegen das Vaterland und von einer vaterlands- 
verräterischen Gesinnung kann bei meinen Kollegen 
gewiß nicht die Rede sein. Außerdem möchte ich 
auch bezüglich der Beamtenschaft von Bludenz das 
gleiche sagen, was schon die beiden Herren Vor­
redner von Feldkirch und Bregenz gesagt haben. 
Im übrigen habe ich nichts mehr zu bemerken; es 
sollte das weitere von Herrn Ölz Ausgeführte 
auch nicht Gegenstand unserer heutigen Verhand­
lung sein, da uns nicht die Kompetenz dafür zu­
steht, uns über die politische Gestaltung im Reiche 
weiter anszulassen.

Dr. Walket: Ich bin zwar nicht Abgeordneter 
von Dornbirn, aber als Bürgermeister davon 
interessiert es mich, doch zu erfahren, ob der Herr 
Abg. Ölz einen der Beamten von Dornbirn oder 
Lehrpersonen an den Schulen bei seinen An­
schuldigungen im Auge gehabt hat.

Htz: Ich kann dem Herrn Dr. Waibel nur 
erklären, daß ich das, was ich vorgebracht habe, 
ganz allgemein gesagt habe. Der Herr Abg. 
Dr. Waibel kann sich seine Beamten in Dornbirn 
selber studieren, wenn er will. (Rufe: „Sehr richtig.")

Dr. Waibel: Das ist eine ganz perfide, feige 
Antwort. Ich muß konstatieren, daß ich unter 
den Beamten, Lehrern und Professoren von Dorn­
birn keinen kenne, der den Vorwurf eines Vater­
landsverräters verdienen würde.

Dr. Schneider: Hohes Haus! Ich möchte nur 
kurz bemerke», daß ich persönlich Mitglied der Süd­
markgruppe bin. Ich halte die Südmark für einen 
wichtigen und durch die Natur der Verhältnisse in 
Österreich gebotenen Verein zur Abwehr gegen andere 
Nationen, damit die Deutschen nicht im Süden 
zurückgedrängt werden. Es ist ein Schutzverein, 
dessen Statuten von der k. k. Regierung genehmigt 
worden sind, was auch dem Herrn Abg. Ölz bekannt 
sein wird. Ich sehe nicht ein, daß jemand deswegen 
Vaterlandsverrat treiben soll, weit er die deutschen 
Grenzen nicht zu Ungnnsten der deutschen Naiion 
verschoben wissen will. Ich sehe daher in der Zu­
gehörigkeit zu dem Vereine „Südmark" nicht im 
geringsten etwas, das dazu berechtigen würde, zu 
sagen, daß jem ant) deswegen kein guter Österreicher 
sein kann.

Loser: Ich möchte nur ganz kurz bei den ge­
ehrten Herren der Opposition anfragen, ob ihnen 
unter allen Beamteir des Landes keiner bekannt ist, 
der Mitglied eines Vereines ist, der alldeutsche Pro­
paganda macht und wo vielleicht anstatt der Büste 
des Monarchen die Büste Bismarcks aufgestellt ist 
und dort der Bismarckkult getiieben wird, und ob 
ihnen nicht bekannt ist, daß einzelne Beamte oft­
mals, wenn auch nicht so sehr int engeren Vater­
lande Vorarlberg — weil diese Gruppe hier zu schwach 
ist — aber in anderen Kronländern mit den Ast­
und Ostdeutschen, die übrigens jetzt daran sind, in 
ihrem eigenen Sumpfe zu ersticken, mit der Korn­
blume geschmückt, bei politischen Wahlen gemeinsame 
Sache machen, und ich möchte ferner fragen, ob 
diese all- und ostdeutsche Partei auch für eine öster­
reichische Partei zu halten sei und ob diese Partei 
ein Interesse oder eine Freude am Fortbestände 
Österreichs habe.

Hlz: Ich muß nur noch meinem Vorredner, 
Herrn Dr. Schneider, etwas erwidern. Wäre ich 
seiner Anschauung, so würde ich selber Mitglied der 
Südmark werden, wenn die Sache so unschuldig 
wäre. Aber fürs Erste würden mich die Herren 
wahrscheinlich nicht aufnehmen (Dr. Schneider: Zu­
erst probieren!), zweitens könnte ich es nicht ver­
tragen, wenn das Bismarcklied und „Die Wacht 
am Rhein" gesungen würde. (Abg. Dr. Waibel: 
Das macht nichts aus.) Sie wollen freilich nirgends



IX. Sitzung des Vorarlberger Landtages. I. Session der 9. Periode 1903. 97

etwas dahinter finden. Aber doch, Herr Abg. 
Dr. Waibel, wenn Sie aufrichtig sind, müssen Sie 
gestehen, es hat Ihnen selbst schon gegraut vor der 
jungen Schar, die in Dornbirn heranwächst.

Ghurnher: Ich beantrage Schluß der Debatte.
Landeshauptmann: Der Herr Abg. Thurn- 

her beantragt Schluß der Debatte. Jene Herren, 
die damit einverstanden sind, bitte ich, sich gefälligst 
von den Sitzen zu erheben. Angenommen. Vor­
gemerkt ist keiner der Herren mehr, es hat daher 
der *iHerr Berichterstatter das Wort.

Lljurnlier: Die heutige Debatte über den vor­
liegenden Gegenstand hat eine ungeahnte Ausdehnung 
genommen. Ob diese mehr in die Breite oder in 
die Tiefe gegangen ist, darüber will ich kein Urteil 
fällen. Ich will mich befleißen, mich kurz zu fassen. 
In erster Linie habe ich zu den Ausführungen des 
Herrn Regierungsvertreters zu bemerken, daß ich für 
den Fall, als seine Ausführungen dahin gedeutet 
würden, als ob wir nicht kompetent wären, zu der 
vorliegenden Frage Stellung zu nehmen, ich mich 
gegen eine derartige Auslegung verwahren müßte, 
weil 8 19 der Landesordnung uns dazu ausdrücklich 
berechtigt, der lautet: (liest) „Der Landtag ist be­
rufen zu beraten und Anträge zu stellen a) über 
kundgemachte allgemeine Gesetze und Einrichtungen 
bezüglich ihrer besonderen Rückwirkung auf das 
Wohl des Landes und b) auf Erlassung allgemeiner 
Gesetze und Einrichtungen, welche die Bedürfnisse 
und die Wohlfahrt des Landes erheischen."

Daß gerade der in Beratung stehende Gegen­
stand und auch unser Verhältnis zu Ungarn sehr 
auf die Wohlfahrt und das Gedeihen des Landes 
rückwirken muß, ist unbestreitbar. Daher haben 
wir voll und ganz das Recht, uns darüber auszu- 
sprechen. Ich glaube indessen, der Herr Regierungs­
vertreter wird seine Ausführungen in dem Sinne 
aufgefaßt haben, daß er uns nicht das Recht der 
Verhandlung absprechen wollte, sondern daß nach 
seiner Anschauung es nicht für opportun erscheine, 
daß der Landtag jetzt von dem Rechte des § 19 
Gebrauch mache. Diesbezüglich kaun man ge­
trennter Anschauung sein. Wir haben die An­
schauung, wir seien berechtigt und verpflichtet, 
unsere Stimme- für das Interesse und Wohl des 
Landes erheben zu müssen. In sachlicher Be­

ziehung ist eigentlich zum Gegenstand wenig ge­
sprochen worden. Es ist mit Recht betont worden, 
was bereits auch im Berichte hervorgehoben wurde, 
daß es eine außerordentliche Bedrückung der Be- 
völkeiung sei, wenn die Regierung auf ihrem 
Standpunkte verharre, und in dieser Richtung sind 
die bezüglichen Ausführungen voll und ganz zu 
würdigen. Ferner ist auch die Frage aufge­
worfen worden, ob den Rekruten anempfohlen 
werden solle, jetzt freiwillig in den Dienst zu 
treten, oder nicht. Über diese Frage will ich mich 
nicht weiter aussprechen. Ich neige aber auch 
der Ansicht zu, daß nian sich eines solchen Rates 
enthalten solle, weil doch die Folgen für die Zu­
kunft nicht erkannt werden können. Aber auf zwei 
Unrichtigkeiten, welche der Herr Abg. Olz vorge­
bracht hat, muß ich aufmerksam machen. Herr 
Abg. Olz hat gemeint, es könnte eintreffen, daß, 
wenn jetzt sich einer meldet und zur Kompagnie 
einrückt, er in eine andere Klasse einberufen 
würde — sagen wir, wenn er sonst zur Land­
wehr käme, daß er jetzt zum stehenden Heere ein­
gereiht würde — oder statt zur Ersatzreserve iit 
die Landwehr. Dieses Bedenken ist nach meiner 
Ansicht unbegründet. Es wird sicher noch vor 
Ablauf des September eine genaue Liste erscheinen, 
wohin es die Stellungspflichtigen trifft. Es wird 
nur eine solche Anzahl zum k. u. k Heere ein­
gereiht werden, wie sie nach dem Wehrgesetz vom 
Jahre 1889 entfällt. ■ Daß die volle, vom Reichs­
rate bewilligte Stärke des Rekrutenkontingentes 
in diesem Jahre gefordert werde, fällt niemanden 
weder in Zisleithanien noch in Transleit Hamen ein. 
Zweitens ist vom Herrn Vorredner die Meinung 
geäußert worden, daß, wenn eine Anzahl Vor­
arlberger freiwillig einrücken, dafür vielleicht eben 
soviel Polen entlassen werden. Auch das ist nicht 
richtig. Es werden Truppen desselben Regimentes 
vielleicht auch des gleichen Bataillons entlassen; 
zwar werden es wohl nicht lauter Vorarlberger sein. 
aber es werden doch Angehörige des Kaiserjäger­
regiments sein, somit Tiroler oder Vorarlberger. 
Der Herr Abg. Loser hat gemeint, er würde dem 
Bericht auch dann zugestimmt haben, wenn er 
schärfer gelautet hätte. Ich glaube, sachlich sei 
alles Notwendige im Berichte berührt, nur vielleicht 
nicht, ich möchte sagen: mit der allergrößten 
Schärfe, sondern in objektiver Weise.
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Scharf dreinzu fahren kann allenfalls in anderer 
Weise, z. B. in einer Rede geschehen. Der Bericht­
erstatter hat den Bericht so zu verfassen, daß alle 
Mitglieder des Ausschusses ihm zustimmen können 
und wahrscheinlich zustimmen müssen. Der Bericht­
erstatter kann in einer gesonderten Rede das vor­
bringe», was ihm noch zweckmäßig erscheint, während 
der Bericht nicht die Anschauung des Referenten 
allein, sondern den Ausdruck des betreffenden Aus- 
schusses darstellt. Ich hätte in den Bericht noch 
manches einstießen lassen können über unsere Ver­
hältnisse. Ich hätte noch eingehender darauf hin­
weisen können, wie auch das Heer unter der Ver­
fügung der Heeresverwaltung leidet, wie durch diese 
Verfügung die Unzufriedenheit des Heeres erweckt 
wird und seine Ausbildung und seine Stärke Schaden 
erleidet, wenn nicht für den Nachwuchs gesorgt wird 
und wenn dieser Nachwuchs nur teilweise kommt. 
Das hätte noch weit und breit im Berichte aus­
geführt werden können, aber ich habe geglaubt, daß 
inhaltlich wenigstens alle Momente in Kürze berührt 
worden seien. Es ist in längerer Auseinander­
setzung auch das Verhältnis mit Ungarn erwähnt 
worden. In dieser Beziehung muß ich schon ge­
stehen, daß unser Verhältnis zu Ungarn, wie es 
nach dem siebenundsechziger Ausgleich geschaffen 
wurde, ein unglückliches war und noch ist. Die 
Wirren, welche daraus entstanden, sind von überaus 
schlimmen Folgen für das Reich gewesen. Gerade 
die Wirren im Reichsrate sind durch unser Ver­
hältnis zu Ungarn hervorgerufen worden. Badeni 
sollte im Jahre 1897 einen neuen Ausgleich mit 
Ungarn schaffen, und da hat er sich eine Mehrheit für 
diesen Ausgleich durch die unglückseligen Sprachen- 
verordnungen erkaufen wollen. Wäre dies damals 
nicht geschehen, wären birfe Wirren im Reichsrate 
nicht heraufbeschworen worden. Ferner muß ich 
bemerken, daß ich mit den Ausführungen des Herrn 
Abg. Ölz betreffend den Absolutismus nicht ein­
verstanden bin, sondern ich glaube, daß der Kon­
stitutionalismus, wenn er auch auf schwachen Füßen 
steht, immer noch besser ist als der Absolutismus. 
In Cisleithanieu hätte bezüglich der Wirren im 
Reichsrat leicht Abhilfe geschafft werden können, 
wenn man vor eiwa sechs Jahren im Wege und 
mit der einmaligen Anwendung des § 14 die Ge­
schäftsordnung entsprechend geändert hätte. Damals 
würde es gegangeir sein; jetzt wird es ohne größere

Känrpfe nicht mehr möglich sein. Endlich muß ich 
noch auf einige Ausführungen der Debatte hinweisen, 
wie sich Vorarlberg zum Verhältnisse Österreichs zu 
Ungarn stellt. Wir Vorarlberger wünschen ein 
starkes, mächtiges und kräftiges Österreich. Der 
Dualismus, wie er sich seit dem Jahre 1867 aus­
gestaltet hat, bietet keine genügende Grundlage, 
damit Österreich auch in Zukunft stark und mächtig 
bleibe und seiner Aufgabe als Friedensstaat und 
der Versöhnung der Nationen entspreche. Um dieser 
Aufgabe gerecht zu werden, soll nicht eine Trennung 
zwischen Österreich und Ungarn erfolgen, wie von 
einzelnen Rednern angedeutet wurde. Wir Vor­
arlberger wollen keine Trennung, sondern nur, daß 
eine festere Zusammenschließung beider Länder er­
folge, daß ein derartiges Verhältnis zwischen Öster­
reich und Ungarn geschaffen würde, das ausdauernder 
Grundlage beruht und nicht gleichsam auf Künvigung, 
nur auf eine kurze Frist bestehe, sondern bleibend 
und unantastbar sei. Auf dieses wollen wir hin­
arbeiten, nicht aber auf eine Trennung, denn wir 
brauchen ein starkes und niächtiges Österreich. Zum 
vorliegenden Gegenstand selbst habe ich weiter nichts 
zu bemerken und ich möchte das hohe Haus auch 
nicht weiter ermüden. Die Debatte hat lange genug 
gedauert. Ich wiederhole daher nur noch meine 
ursprüngliche Bitte, das hohe Haus möge dem vor­
liegenden Antrage des volkswirtschaftlichen Aus- 
schusses zustimmen.

Landeshauptmann: Bevor wir zur Ab­
stimmung schreiten, möchte ich noch bemerken, daß 
ich in Anbetracht der Wichtigkeit dieses Gegen­
standes mein mir zukommendes Recht, au der Ab­
stimmung teilzunehmen, diesmal auch ausüben 
werde und gestatte mir ganz wenige Bemerkungen, 
um meine Abstimmung zu motivieren. Wie im 
Berichte schon hervorgehoben wurde, ist im volks­
wirtschaftlichen Ausschusse vereinzelt die Anschauung 
zu Tage getreten, daß die Einberufung des Reichs­
rates für den jetzigen Moment fruchtlos sei und 
daß die Regierung in anderer Weise für die 
Eliminierung der Klausel des § 2 sorgen solle. 
Ich bin nicht gewohnt, mit meiner Anschauung 
hinter dem Berge zu halten und will öffentlich 
sagen, daß auch ich dieser vereinzelten Anschauung 
gehuldigt habe und daß ich die Befürchtung hege, 
daß der Reichsrat, wenn er zusammentritt, nicht
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arbeitsfähig sein werde, und daher das Ziel der Be­
freiung der Drittjährigen am Ende nicht erreicht 
werden könnte und daß infolgedessen die Zeit ver­
streicht, bis zu welcher die Entlassung der Drei­
jährigen erfolgen müßte. Ich bin nämlich der 
Anschauung, daß selbst, wenn es gelingen sollte, 
obwohl das auch bei der bald bei dieser, bald bei 
jener Partei einsetzenden Obstruktion zweifelhaft 
ist, die für die Abschaffung dieses Gesetzes nötige 
Majorität zu erhalten, ich die Befürchtung hege, 
daß der einberufene Reichsrat in einer Glühhitze 
zusammentritt und die Kluft mit Ungarn, welche 
jetzt schon eine große ist, zu einer unüberbrückbaren 
machen könnte. Nachdem aber im Berichte selbst 
schon ausgesprochen wurde, daß, wenn es nicht 
gelingen sollte, auf gesetzlichem Wege, verfassungs­
mäßig, also bald nach Einberufung des Neichs- 
rates, diese von uns Allen auf das Tiefste be­
klagten Zustände wegen der Zurückbehaltung der 
Dreijährigen zu sanieren, dies auf anderem Wege 
geschehen möge, kann ich somit für den Gesamt-

Antrag meine Stimme abgeben, während ich 
sonst genötigt gewesen wäre, die Abstimmung ge­
trennt vorzunehmen, um für den ersten Teil zu 
stimmen, für den zweiten nicht. Ich bitte also, 
jene. Herren, nachdem von keiner Seite eine 
Trennung verlangt wird, die mit dem Antrage, 
den ich nochmals verlesen werde (liest denselben), 
einverstanden sind, sich gefälligst von ihren Sitzen 
zu erheben. Ich konstatiere, daß dieser Antrag 
einstimmig zum Beschlusse erhoben worden ist.

Somit wäre unsere heutige Tagesordnung 
erschöpft. Ich habe dem hohen Hause noch mit­
zuteilen, daß der Finanzausschuß sich heute nach­
mittags 4 Uhr zu einer Sitzung versammeln wird. 
Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten 
Sitzung bin ich heute noch nicht im Stande be­
kannt zu geben und werde das den Herrn auf 
schriftlichem Wege übermitteln. Die heutige Sitzung 
ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 5 Minuten nach­
mittags.)

Druck v. I. N. Teutjch, Bregenz.
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